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y Wie aus einer wirren Lüge die gefährlichste
Bewegung unserer Zeit wurde

DER QANON-KULT

TESLA-FABRIK
Elon Musk zeigt,
was alles geht

AKTE LEWANDOWSKI
Die heiklen Geschäfte
des Bayern-Stars

BEILAGE
Die besten Öko-
Investments



Es fühlt sich immer gut an, eine Ikone zu fahren. Jetzt gibt es den Golf aber sogar  
mit optionaler eTSI-Mild-Hybrid-Technologie. Damit ist er noch effizienter und 
komfortabler. Mit eTSI genießen Sie das typische Golf Gefühl ab sofort einfach noch  
ein bisschen intensiver, denn: Hier spielt das Leben.  

� Ein Angebot der Volkswagen Leasing GmbH, Gifhorner Str. 57, 38112 Braunschweig. Gültig für P
als Neuwagen, Kraftstoff verbrauch in l/100 km: innerorts 5,4/außerorts 4,0/kombiniert 4,5; CO�-
zahlung 0,00  , Sollzinssatz (gebunden) p. a. 0,84 %, effektiver Jahreszins 0,84 %, Laufzeit 48 Mon
rufsrecht für Verbraucher. Nur bei teilnehmenden Volkswagen Partnern.

Elektrisiert schon  
 beim Starten
 Der erste Golf mit eTSI-Mild-Hybrid-Technologie



Privatkunden und bis zum 30.09.2020. Bonität vorausgesetzt. Leasingbeispiel für einen Golf 1.0 TSI 66 kW (90 PS) 5-Gang 
-Emission in g/km: kombiniert 104; Effizienzklasse: A, Nettodarlehensbetrag (Anschaffungspreis) 17.458,13 €, Sonder - 
ate, jährliche Fahrleistung 10.000 km, Gesamtbetrag 8.592,00 €, 48 mtl. Leasingraten à 179,00 €. Es besteht ein Wider- 

Den Golf schon ab

179,–
Euro� mtl. leasen



Wechsel ins Vodafone 
Kabel-Glasfasernetz.  
Highspeed-Internet jetzt 
dauerhaft günstig –  
ohne Wenn und Aber.

1 Maximal-Geschwindigkeit im Download. In vielen Städten und Regionen unserer Kabel-Ausbaugebiete und mit modernisiertem Hausnetz verfügbar. 2 Mindestlaufzeit 24 Monate. Verlängerung 
um je 12 Monate, wenn nicht 12 Wochen vor Laufzeitende gekündigt wird. Sicherheitspaket in den ersten 2 Monaten für Neukunden gratis, ab dem 3. Monat 3,99 €/Monat; kündbar mit 4-Wochen-
Frist. Festnetz-Flat ins deutsche Festnetz. Sonderrufnummern ausgenommen. Call-by-Call und Preselection nicht verfügbar. Du erhältst das schnellste, aktuell bei Dir verfügbare Vodafone Inter-
net & Phone-Produkt über Kabel mit bis zu 500 oder 1000 Mbit/s (bei bestehenden Kunden auch bis zu 400 Mbit/s). Ausgenommen sind Business-Tarife. Alle Preise inkl. MwSt. Die dargestellten 
3UHLVH�HQWKDOWHQ�QRFK�GLH�0Z6W��YRQ�������9RP��������ELV�	���
�
�
���QGHVW�’X�DXI�’HLQHU�5HFKQXQJ�HLQH�HQWVSUHFKHQGH�6HQNXQJ�GHU�0Z6W��DXI������I¾U�/HLVWXQJHQ
�GLH�GHU�UHJXOƒUHQ�0Z6W��XQWHU-
liegen. Gilt für alle Telekommunikationstarife mit Mindestlaufzeit und Mietentgelte für Geräte.
 
$QELHWHU�LQ�15:��9RGDIRQH�15:�*PE+
�LQ�+HVVHQ��9RGDIRQH�+HVVHQ�*PE+���&R��.*
�LQ�%DGHQ�:¾UWWHPEHUJ��9RGDIRQH�%:�*PE+
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�������8QWHUI‚KULQJ

Bis zu 1000 Mbit/s1  
für Dein Zuhause

0DFKW�GHQ�8QWHUVFKLHG�

Dauerhaft  
günstig ab  

39 �2  
im Monat
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Es begann 2017 mit einem anonymen Eintrag in
einem Forum im Internet, inzwischen hat sich
die Verschwörungstheorie von QAnon weltweit
verbreitet. Die Anhänger der Bewegung, auch in
Deutschland, glauben unter anderem, dass die
Pandemie eine Erfindung ist und eine weltweit
agierende Elite Kinder entführt, um aus deren
Blut eine Droge zu gewinnen. Der vermeintliche
Retter: Donald Trump. Ein Team um Christoph
Scheuermann und �������-Mitarbeiter Daniel
Schmidt hat die rasante Verbreitung des Kults

 recherchiert. »Die Bewegung ist deshalb so gefährlich, weil sie Rechtsradikale, Eso-
teriker und gemäßigte Kritiker der Corona-Politik anzieht und bis tief ins bürgerliche
Lager vordringt«, sagt Scheuermann. In den USA bekennen sich inzwischen zwei
Dutzend Kandidaten der Republikaner zu QAnon. Die Chancen stehen gut, dass im
November einige von ihnen in den Kongress einziehen. Seiten 10, 15

Die Wahl zum Weltfußballer brachte in den vergangenen Jahren selten Überraschun-
gen. Fast immer gewannen Cristiano Ronaldo oder Lionel Messi, einmal konnte
sich der Kroate Luka Modri� durchsetzen. Sie alle können herausragend kicken.
Doch die Spieler eint noch etwas: Sie haben Steuern in Millionenhöhe hinterzogen.
In diesem Jahr ist nun der Pole Robert Lewandowski Favorit bei der Weltfußballer-
wahl. Während der Stürmerstar von Bayern München in den vergangenen Monaten
auf dem Fußballplatz glänzte, wertete das Investigativteam des ������� Hunderte
Seiten Kontounterlagen, Verträge und Mails aus, die viele Fragen aufwerfen, auch
Steuerfragen. Es geht unter anderem um ein dubioses Millionendarlehen. »Die
 Vorwürfe gegen Lewandowski sind massiv. Der Spieler weist sie zwar zurück, aber
seine Antworten auf unsere Fragen sind voller Ungereimtheiten«, sagt Reporter
 Rafael Buschmann. Seite 92

Die Afrikanische Schweinepest ist bei Wildschweinen
in Deutschland angekommen, trotzdem hätten die deut-
schen Schweinehalter eigentlich nichts zu befürchten.
Halten sie die Hygienevorschriften ein, kann das Virus
nicht auf ihre Hausschweine überspringen. Doch der
Einfuhrstopp asiatischer Länder zeigt die Abhängigkeit
der Branche von Exporten. Sichtbar wird ein gnaden-
loses System, in dem Tieren unendliches Leid zugefügt
wird, Bauern ausgepresst werden, Schlachtarbeiter zu
Billiglöhnen schuften müssen � nur damit die Welt mit
Billigfleisch beglückt wird. »Dass Deutschland so viel Schweinefleisch exportiert,
sollte unsere Politiker nicht mit Stolz erfüllen«, sagt Redakteurin Michaela Schießl.
Sie lebt auf dem Land und bewundert die Neugierde und Intelligenz der Schweine,
die auf dem benachbarten Biohof gehalten werden: »Was den Tieren in der industriel -
len Schweinehaltung angetan wird, ist schlicht Unrecht.« Seite 64

Die neue Ausgabe von ������� ����	��	
�
umreißt den Verlauf früherer Wirtschaftskrisen,
von den ersten Bankenpleiten im Mittelalter bis
zum Zusammenbruch der New Economy. Das Heft
erscheint am Dienstag. Beim Aufbau des eigenen
Vermögens hilft ������� ����, das dieser Aus-
gabe in Deutschland beiliegt. Das Titelstück erklärt,
wie sich Geld nachhaltig anlegen lässt.
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QAnon-Kritiker, Schmidt 

Schießl

Hausmitteilung
Betr.: Titel, Lewandowski, Fleisch, SPIEGEL GESCHICHTE, GELD

Das deutsche Nachrichten-Magazin

Mein Haus. Meine Welt.

Mit meinem 
Architekten geplant. 
Mit WeberHaus 
gebaut.

Form und Funktion, Idee und 
Umsetzung, Wohnen und Leben 
zu einer ästhetischen Einheit 
verschmelzen. Das ist unsere 
Vorstellung von frei geplanten 
Architektenhäusern. Und Ihre?
weberhaus.de

AM BAUEN.FREUDE
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Wahnsinn mit Methode
Der antisemitische Verschwörungsglaube QAnon

erobert die Welt, auch in Deutschland findet 
er Anhänger unter Impfgegnern, Esoterikern und

Nazis. Verrückt? Ja. Und brandgefährlich, weil
seine Propagandisten die Demokratie vergiften.
Einblick in eine unheimliche Bewegung. Seite ��

Europas Elend
Nach dem Feuer von Moria wird wieder über
Flüchtlinge gestritten. Aber eine europäische
 Lösung ist nicht in Sicht � und der Druck auf

 Angela Merkel wird größer, mehr Schutz -
bedürftige aus Griechenland aufzunehmen. Seite ��
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im �������-Gespräch über 
das Älterwerden und die 
Spaltung Amerikas  . . . . . . . . ���

Waldbrände US-Schriftsteller 
T. C. Boyle erzählt von seinem
Alltag in den Katastrophen -
gebieten Kaliforniens . . . . . . ���

Pionierinnen Julia Wissert ist 
die erste schwarze Intendantin
an einer deutschen 
Bühne – und tritt mit großen
Zielen an . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ���

Skandale Wer sind die zwei
Autoren, die nicht mit 
der Kabarettistin Lisa Eckhart
auftreten wollten?  . . . . . . . . . ���

Zeitgeist Die Philosophin Eva
von Redecker erklärt die neuen
Protestbewegungen  . . . . . . . ���

Filmkritik »Blackbird« 
zeigt das Sterben auch von
 seiner heiteren Seite . . . . . . . ���

D
av

id
 M

cN
ew

 /
 G

ET
TY

 IM
AG

ES
Was für eine Schweinerei

Umwelt und Tiere leiden, damit deutsches
 Billigfleisch in alle Welt exportiert werden kann.

Nun stören Importverbote aufgrund 
der  Afrikanischen Schweinepest dieses 

kranke System. Seite ��

Klimakatastrophe live 
Brände, Hitze, Rauch, Stromausfälle � an der US-

amerikanischen Westküste wird sichtbar, 
welche Folgen die Erderwärmung bereits jetzt hat.

Plus: ein persönlicher Text des Schriftstellers
T. C. Boyle, der in Santa Barbara lebt. Seiten ��, ���

Stürmer und Steuern
Robert Lewandowski gilt als skandalfreier

 Vorzeigeprofi. Ein Gerichtsstreit zeigt nun eine
andere Seite: Haben der Bayern-Star und seine
Ehefrau unzulässigerweise mehrere Millionen

Euro aus seiner Firma entnommen? Seite 	�
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Die Erde brennt
Leitartikel Von der Leyens verschärfte Gangart bei der Rettung des Klimas ist richtig.

Leider fehlt ein konkreter Plan, wie sich das umsetzen lässt.

W er die Dramatik der Klimakrise sehen will,
musste dieser Tage seinen Blick nur gen
 Himmel richten. Der Rauch der Waldbrände 
in Kalifornien zog in der Erdatmosphäre 

bis nach Deutschland. Das ist der Grund, warum die Son-
nenuntergänge bei uns gerade besonders kräftig strahlen.
Obwohl Kalifornien 9000 Kilometer entfernt ist.

Das abendliche Schauspiel erinnert daran, dass die
 steigenden Temperaturen den Wasserkreislauf der 
Erde  verändern und Wälder häufiger brennen. Und es
zeigt, dass der Ausstoß von CO² ein globales Problem 
ist. Eine Prüfung für die gesamte
Menschheit.

Deshalb ist es richtig, dass EU-
Kommissionspräsidentin Ursula
von der Leyen nun die Einspar -
ziele für Kohlendioxidemissionen
bis zum Jahr 2030 von 40 auf
mindestens 55 Prozent erhöhen
will. Und dass sie in ihrer Rede
zur Lage der EU erklärt hat,
Europa zum ersten klimaneutra-
len Kontinent machen zu wollen.

Es ist der ultimative Weckruf
für Wirtschaft, Politik und Gesell-
schaft. Denn Klimaneutralität
geht weit über das bisherige, auch
schon ambitionierte Ziel hinaus,
bis 2050 auf mindestens 80 Pro-
zent der CO²-Emissionen zu ver-
zichten. Da waren noch Ausnah-
men möglich, und alle wollten zu
den restlichen 20 Prozent gehö-
ren, Stahlkonzerne wie Fluglinien.

Jetzt ist klar, dass sich Klima-
schutz nicht mehr vertagen lässt.
Vor allem in Deutschland verschärft die Ansage von der
Leyens den Druck, mehr zu tun als jene 55 Prozent CO²-
Einsparung bis 2030, zu der sich die Bundesregierung in
ihrem Klimapaketchen vom vergan genen Herbst ver -
pflichtet hat. Deutschland als größter Emittent von CO² in
Europa muss selbstverständlich den bedeutsamsten Teil
dieser Mehranstrengung tragen.

Diese Zwangsläufigkeit versuchen Bundeskanzlerin und
Kabinett bislang geschickt zu verschleiern. Sie schalten
zunächst mal Klimaökonomen ein, die ihnen die neuen
Einsparverpflichtungen berechnen sollen. Möglichst gründ-
lich natürlich, damit die Ergebnisse lange auf sich warten
lassen. Dabei ist längst offensichtlich, was der European
Green Deal von Kommissionschefin von der Leyen bedeu-
tet: Alles, was dem Klimaschutz dient, muss ab sofort
beherzt umgesetzt werden. Das betrifft den Kohleausstieg,
der statt 2038 schon im Jahre 2030 vollzogen sein muss.

Und das betrifft den Ausbau von Wind- und Solarkraft, der
weit über das hinausgehen muss, was in dem entsprechen-
den Gesetzentwurf steht, den die Regierung gerade unter
sich abstimmt. Der Preis für die Tonne CO², der ab Januar
für Heizöl, Gas und Kraftstoffe fällig wird, kann nicht bei
homöopathischen 25 Euro pro Tonne bleiben.

All dies wird die deutsche Industrie belasten. Insofern ist
die neue Agenda aus Brüssel auch ein Test, ob es Bundes-
wirtschaftsminister Peter Altmaier (CDU) mit seinem
jüngsten Aufschlag zur Klimarettung ernst meint. Er kann
nicht zeitgleich eine Charta für Klimaneutralität und Kauf-

prämien für Autos mit Verbren-
ner fordern. Er darf nicht weiter
neue Grenzwerte für Autoabgase
blockieren. Sie müssen runter
von 95 auf 70 Gramm CO² pro
Kilometer. Für die deutschen
Autobauer käme das einem
Schock gleich – es wäre das end-
gültige Aus für den Verbren-
nungsmotor.

Das alles kostet natürlich Geld,
keine Milliarden, sondern Billio-
nen. Aber es sind Investitionen
in die Zukunft und damit in unse-
ren Wohlstand. Und der Zeit-
punkt für den Einstieg in ein kli-
maneutrales Zeitalter ist günstig. 

Das hat vor allem mit der
 Coronakrise zu tun. Sowohl auf
europäischer als auch auf na -
tionaler Ebene werden gewal tige
Konjunkturpakete geschnürt, 
in Deutschland allein mehr als
50 Mil liar den Euro, die für die
Transformation der Wirtschaft

bereitstehen. Und weite Teile der Unternehmerschaft
 warten sehnsüchtig auf eine klare Marschroute: mit festen
Grenzwerten, ambitioniertem Emissionshandel und
Förder geldern. Denn Stahlkocher müssen jetzt neue Hoch-
öfen bestellen, Autobauer entscheiden, ob sie die nächste
Diesel motorengeneration entwickeln sollen oder nicht.
Dafür brauchen sie Gewissheit, welche Klimaauflagen sie
in 10, 20 oder 40 Jahren zu erfüllen haben. So lange dau-
ern Investi tionszyklen.

Die Technik gibt es, aber sie ist teurer. Noch. Konsumen-
ten brauchen deshalb ehrliche Ansagen, damit sie die Kos-
ten für klimafreundliche Produkte abschätzen  können. Und
die Unternehmen müssen wettbewerbsfähig bleiben. So
muss es etwa für grünen Stahl einen wirksamen Schutz
gegen Produkte aus China oder den USA geben, die auf alte
Weise hergestellt sind. Denn sonst würden Dumpingpreise
europäische Innovationen wieder zerstören. Gerald Traufetter
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Unter Partnerschaftlichkeit verstehen wir,  
gemeinsam an einem großen Ziel zu 
arbeiten.

Kennen Sie Michael Collins? Die wenigstens tun das. Er hat als Pilot der 
Apollo-11-Kapsel Buzz Aldrin und Neil Armstrong 1969 zur ersten Mond- 
landung ge�ogen � und wieder zurück. Für uns ist Collins eine Inspiration. 
Denn als Spitzeninstitut der rund 850 Genossenschaftsbanken in Deutsch- 
land glauben wir an Partnerschaften, bei denen jeder sich in den Dienst 
einer großen Sache stellt, damit das gemeinsame Ziel erreicht wird.  
Mehr über Partnerschaftlichkeit erfahren Sie unter: dzbank.de/haltung
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Verachtung für die angebliche Elite Noch vor dem ersten Eintrag des anonymen Nutzers »Q« in einem  Internetforum
verbreiteten rechte US-Fanatiker die Propagandalüge, Hillary Clinton und Verbündete betrieben in einer  Washingtoner
 Pizzeria einen Kinderschänderring. »Pizzagate« wurde zum Nährboden für QAnon � und machte Politiker, Künstlerinnen 
wie Lady Gaga und jüdische Unternehmer zur Zielscheibe des Hasses.
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D er Weg in die Parallelwelt führt
über Landstraßen im Süden
Baden-Württembergs, die sich
über Hügel schlängeln. Am
Rand eines Dorfs steht ein

Haus mit strahlend weißer Fassade, gefeg-
tem Parkplatz und akkurat gestutztem Ra-
sen. Die Verschwörung hat sich längst in
die schwäbische Idylle hineingefressen. Ein
freundlicher Mann öffnet die Tür, musku-
lös, bullig, er macht viel Kraftsport.

Es war nicht einfach, ihn zu treffen. Der
Mann hegt eine tiefe Abneigung gegen-
über Journalisten und anderen Angehöri-
gen einer vermeintlichen Elite, die seiner
Meinung nach ein weltweites Komplott
zur Unterdrückung der Menschheit de-
cken. Am Telefon hatte er mit schwäbi-
schem Akzent gesagt, er hoffe, der Repor-
terin die Augen zu öffnen. »Vielleicht kann
ich dich ja aufwecken.« Seinen Namen
möchte er nicht gedruckt sehen, er soll
Martin Schmidt heißen. 

Er sagt: »Das Ziel der Elite ist es, mäch-
tig zu bleiben, reich zu bleiben und die
Welt zu versklaven.« 

Schmidt ist 27, arbeitet als Elektriker
und wohnt seit dem Ausbruch der Pande-
mie wieder bei seinen Eltern. Er führt ins
Wohnzimmer, heller Fliesenboden, Rau-
fasertapete, und sagt, er beschäftige sich
schon länger mit den universellen Fragen.
Der Tod von John F. Kennedy, die Anschlä-
ge vom 11. September, die Corona-Pande-
mie: All dies hält er für gefälscht und ver-
dreht, als Teil einer riesigen Inszenierung. 

Sein Vater neben ihm nickt, auch er
glaubt, dass das Volk von Politik und Me-
dien systematisch getäuscht werde. Schmidt
sagt: »Diese Elite, das sind verschiedene
Männer und Frauen, die an der Wall Street
arbeiten, denen die Banken gehören, diese
ganzen Leute.« Auch Unternehmer wie
George Soros, Bill Gates, Mark Zucker-
berg gehörten dazu sowie die Rockefellers
und Rothschilds. 

Er holt sein Smartphone hervor. »Ich
zeig euch mal, wie die Reichen und Schö-
nen feiern.« Auf dem Display erscheint
ein Foto der Performancekünstlerin Mari-
na Abramovi� mit der Sängerin Lady Gaga
bei einer Wohltätigkeitsveranstaltung. Sie
stehen neben einem nackten Frauenkör-
per, der mit rötlicher Flüssigkeit übergos-
sen wurde. Für Schmidt ist das Foto ein

Beleg dafür, wie moralisch verkommen die
Spitze der Gesellschaft sei und dass die so -
genannte Elite selbst vor Menschenopfern
nicht zurückschrecke � auch wenn es sich
in diesem Fall um eine Kunstaktion handle.
Die Lage sei dramatisch, sagt er. »Ich bin
erwacht.« 

Martin Schmidt ist Teil einer wachsen-
den Zahl von QAnon-Sympathisanten, ei-
ner von Zehntausenden in Deutschland.
Anhänger dieser rechten Verschwörungs-
ideologie sind davon überzeugt, dass eine
einflussreiche Gruppe satanistischer Kinder-

schänder Jungen und Mädchen entführt
und gefangen hält, um aus ihrem Blut eine
Droge zu gewinnen. Sie glauben, dass das
Coronavirus � womöglich mithilfe von
 Barack Obama � in einem chinesischen
Labor entwickelt wurde, um Donald
Trump zu schaden und seine Wiederwahl
zu verhindern; auch das ist so absurd wie
falsch. Und sie halten Donald Trump für
einen Helden, der gegen den »deep state«
kämpft und die Welt vor einer bestiali-
schen Clique beschützen will. 

»Er versucht, die Menschheit zu retten«,
sagt Martin Schmidt. »Er wird den Eliten
die Macht entziehen.«

Man könnte QAnon als durchgeknallte
Paranoia abtun wie den Irrglauben, dass
die Mondlandung gefakt war oder dass die
Anschläge vom 11. September von der US-
Regierung geplant wurden. Was die Bewe-
gung aber so besonders macht und vor al-
lem besonders gefährlich, sind ihre Ideen.

Es sind verstörend bekannte Motive, die
die Anhänger von QAnon verbreiten: der
Glaube an eine angebliche Verschwörung
reicher Eliten, darunter viele jüdische Un-
ternehmer, gegen den Rest der Welt; eine
vermeintliche Clique korrupter linker Poli -
tiker, die Demokratien unterwandern;
Journalisten, die Propaganda verbreiten
und sich damit zu Komplizen der Mächti-
gen machen. Es sind jahrhundertealte Fik-
tionen vom rechten, antisemitischen Rand,
die mit den Mitteln des 21. Jahrhunderts
ins Netz und damit in die Weltöffentlich-
keit gepusht werden. Eine Mischung aus
Dreyfus-Affäre und Dan Brown.

»Es ist nicht übertrieben, QAnon als
 potenzielle Gefahr für die nationale Sicher-
heit einzuschätzen«, sagt die Extremismus-
forscherin Julia Ebner vom Londoner Insti-
tute for Strategic Dialogue, einem Think-
tank. Ebner befasst sich seit Jahren mit Ra-
dikalisierung im Netz und sieht mit Sorge,
wie die deutsche Q-Bewegung unabhängi-
ger wird und inzwischen selbst versucht,
neue Anhänger zu rekrutieren.

QAnon ist auf dem Weg, zum gefähr-
lichsten Kult der Welt zu werden � die ers-
te Ideologie, die aus dem digitalen Raum
stammt und sich von einer Nische im Netz
bis ins wirkliche, reale Leben vorgearbei-
tet hat, mithilfe von Trump-Fans und rech-
ten Giftmischern. Die Bewegung wirkt de-
mokratiezersetzend, weil ihre Anhänger
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Titel

Unter Gläubigen
Verschwörungstheorien Es geht um Kinderblut, das Virus als Waffe und eine Elite, die angeblich

die Welt versklavt: Die rechte Ideologie QAnon schwappt von Amerika nach Deutschland. 
Ihre Anhängerschaft reicht bis ins bürgerliche Lager. Einblick in eine brandgefährliche Bewegung.
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Q-Sympathisant Schmidt 
»Ich bin erwacht«

... dass Eliten den Ausbruch der
Coronapandemie geplant haben.
Unter den demokratischen Wählern

glauben dies 18%.

Pew-Research-Center-Umfrage vom 4. bis zum 10. Juni;
9654 Befragte in den USA

34 %
der befragten US-

republikanischen Wähler 
halten es für wahr-

scheinlich oder wahr, ...



gründet von einem 15-jährigen Program-
mierer aus New York.

4chan funktioniert wie ein riesiges digi-
tales schwarzes Brett mit wenig Aufsicht.
Jeder darf hier fast alles schreiben und pos-
ten, was er will, immer anonym. Nur sehr
wenig ist verboten und wird gelöscht, auch
Hardcore-Pornografie sowie geschmack-
lose, beleidigende oder rechtsextreme
Sprüche bleiben stehen. Gute und ekelhaf-
te Ideen werden hier geboren, kommen-
tiert und sofort wieder überlagert von neu-
en Einträgen und Einfällen.

4chan hat seine Wurzeln in der japani-
schen Manga-Szene. Wer die Plattform
zum ersten Mal besucht, wird Schwierig-
keiten haben, sich auf Anhieb zurecht -
zufinden: Hunderte Diskussionsgruppen,
Manga-Fotos, Insiderwitze, Hunderttau-
sende Einträge täglich, angeblich 27 Mil-
lionen Besucher im Monat. Praktisch ohne
Aufsicht entstand eine eigene Sprache, die
für Laien ebenso unverständlich ist wie
der oft krude Humor. Mehr als 3,5 Milliar-
den Beiträge gibt es bisher. Das verbinden-
de Element ist die Wahrnehmung der Nut-
zer, sich in einer der letzten Bastionen der
Meinungs- und Redefreiheit zu bewegen. 

Am 28. Oktober 2017 veröffentlichte
ein anonymer Nutzer auf 4chan die Nach-
richt »Hillary Clinton wird am Montag,
dem 30. Oktober 2017, zwischen 7.45 Uhr
und 8.30 Uhr festgenommen.« Spätere
Einträge signierte der Autor mit dem Buch-
staben Q. Es war der Urknall einer Bewe-
gung, entstanden aus einer falschen Vor-
hersage. Clinton wurde weder am 30. Ok-
tober noch danach verhaftet. Aber die
Neugier der Nutzer war geweckt. 

Die Elemente der QAnon-Bewegung
seien vielen Amerikanern vertraut, sagt
der Autor und Verschwörungsforscher
 Timothy Melley von der Miami University.
»Es ist wie ein Detektivroman, bei dem
man der Wahrheit immer näher kommt.«
Q postet seit dem Herbst 2017 zunehmend
komplexere Einträge, die von den Anhän-
gern »drops« genannt werden. In diesen
Einträgen finden sich sogenannte »bread
crumbs«, Brotkrumen, denen man folgen
muss, um zum Ziel zu gelangen. Das man
aber nie erreicht.

Die Krumen von Q sind ein Trick, der
die wilde Geschichte von der Elitenver-
schwörung fast von allein wachsen lässt.
Der Auftrag von Q an seine (oder ihre) Fol-
lower lautet: Recherchiere selbst, wenn du
den Medien nicht vertraust. So werden aus
Verschwörungstheoretikern plötzlich For-
scher und Rechercheure. Der Drang, an
einer Enthüllung teilzuhaben, lasse sie wei-
termachen, sagt Melley, auch wenn sie nie
etwas beweisen, sondern immer nur neue
Krumen aufpicken.

Es ist eine Mitmach-Ideologie, das macht
sie so anziehend. QAnon mische zwei gro-
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Viraler Wahnsinn
QAnon-Tweets* und ihre Herkunft, von November ���� bis Juni ����

�� ���� ���� ����� über �����

* QAnon-spezifische Begriffe und Hashtags in Tweets, deren Herkunft bestimmt werden konnte
Quelle: Institute for Strategic Dialogue
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nicht mehr empfänglich sind für Argumen-
te. Befeuert wird der Kult von »Q«, einem
oder mehreren anonymen Nutzern, die im
Netz regelmäßig Nachrichten hinterlassen
und andeuten, Zugang zu hochgeheimen
US-Regierungsunterlagen zu haben – was
mehr als fragwürdig ist.

Geradezu verstörend ist, wie die Q-Be-
wegung an uralte antisemitische Ver-
schwörungstheorien anknüpft, die schon
vor Jahrhunderten die Vorstellung von Ju-
den heraufbeschworen, die das Blut von
Christen trinken und die Weltherrschaft
anstreben. Gleichzeitig zeigt sich, wie
enorm das Gewaltpotenzial ist. Im März
2019 erschoss ein Q-Gläubiger in New
York einen mutmaßlichen Mafiaboss, weil
der angeblich ein Angehöriger des »deep
state« war; im April nahmen US-Polizis-
ten eine Frau in Gewahrsam, die auf Face -
book Hillary Clinton bedroht hatte, weil
sie angeblich ein Kind misshandelt hatte.
Bereits 2018 hatte ein Attentäter in Flori-
da Paketbomben an prominente Demo-
kraten verschickt, die er für Mitglieder ei-
ner Verschwörung des »deep state« hielt.

Auch der Attentäter aus dem hessischen
Hanau, der im Februar zehn Menschen
und sich selbst erschoss, nahm Bezug auf
Themen, die im QAnon-Kosmos zirkulie-
ren. In einem YouTube-Video erzählte er
davon, dass in den USA unterirdische Mi-
litäreinrichtungen existierten, in denen
Kinder misshandelt und getötet würden.
Dort würde dem Teufel gehuldigt.

Beim Angriff auf das Reichstagsgebäude
Ende August spielten ebenfalls Q-Anhän-

ger eine Rolle, unter anderem die Heil-
praktikerin Tamara Kirschbaum, die zur
Stürmung aufgerufen hatte. Kirschbaum
firmiert im Netz als »freie Mitarbeiterin«
von Qlobal-Change, einem Portal von 
QAnon-Anhängern. Sie selbst spricht von
sich als »der Stimme« des »X22 Report«,
einer YouTube-Sendung rund um QAnon-
Themen, die auch ins Deutsche übersetzt
wird. Der Verfassungsschutz Nordrhein-
Westfalen zählt sie zur Reichsbürgerszene. 

Klar ist: An der Ausbreitung der Ideolo-
gie haben die großen US-Techkonzerne ei-
nen entscheidenden Anteil. Ohne YouTube,
Facebook, Twitter und andere soziale Netz-
werke hätte sich QAnon nie derart schnell
und großflächig um den Globus verbreiten
können. Im Zuge der Corona-Pandemie
und der ersten Lockdowns im Frühjahr hat
sich die Ideologie noch rasanter verbreitet,
vor allem in Deutschland. Es ist, als wäre
mit QAnon ein zweites Virus um die Welt
gegangen, ein von Menschen gemachtes. 

Es ist kein Zufall, sondern Absicht, dass
Trumps Wahlkampfteam die QAnon-Jün-
ger als Teil seiner Basis erkannt hat und
anspricht. Inzwischen haben sich mehrere
Kongresskandidaten der Republikaner zu
der Bewegung bekannt, Trump fischt ge-
zielt nach Anhängern. 

Zu erzählen ist die Geschichte der ers-
ten Ideologie des 21. Jahrhunderts, einer
Mischung aus Computerspiel und Online-
Schnitzeljagd, die an einem eher ungemüt-
lichen Ort entstand, wo vor allem junge
Männer verkehren: auf der Plattform 4chan,
einem simplen Internetforum, 2003 ge-



ße Verschwörungstheorien miteinander,
sagt Melley: den Glauben, dass die Illumi-
naten oder jemand anderes die Welt be-
herrschten, und die Hypothese, dass ein
»deep state« innerhalb des Staates existie-
re, der im Geheimen die Geschicke des
Volkes lenke. »Im Grunde sind Verschwö-
rungstheorien ein Weg, Machtstrukturen
auf eine Weise zu erklären, die beruhigend
ist. Komplexe soziale Vorgänge werden
auf ein Komplott reduziert.«

Ein Eintrag in einem obskuren Winkel
des Internets aber genügt nicht, um eine
Bewegung zu starten. Eine Verschwörungs-
theorie braucht einen Nährboden, um zu
wachsen, und sie braucht Propheten. 

Die Idee, dass eine mächtige Clique lin-
ker Politiker Kinder für ihre Zwecke miss-
braucht, existierte schon vor dem ersten
Krumen von Q. Im Frühjahr 2016 stahlen
russische Hacker Tausende E-Mails, da-
runter Nachrichten von John Podesta, dem
Wahlkampfleiter der damaligen Präsident-
schaftskandidatin Hillary Clinton. Die Ent-
hüllungsplattform WikiLeaks veröffent-
lichte die E-Mails. Teile der Kommunika-
tion aus dem Inneren der Partei waren da-
mit öffentlich zugänglich. 

Unter Clintons Gegnern setzte ein Blut-
rausch ein. Rechte Blogger, Hobbydetek-
tive und Clinton-Hasser wühlten sich
durch die Mails der Demokraten, die sich
über alles Mögliche austauschten; Politik,
Trump, den laufenden Wahlkampf, Pizza-
und Nudelbestellungen. Es dauerte nicht
lange, bis rechte Verschwörer einen irren –

irre falschen – Verdacht entwickelten:
Könnte es sich bei Nachrichten mit dem
Inhalt »cheese pizza« nicht um Kinder -
pornografie handeln, »child pornogra-
phy«? Schließlich seien die Initialen die
gleichen: »cp«. Clinton und ihre Leute, so
die Mutmaßung, betrieben einen Kinder-
schänderring im Keller einer Washing-
toner Pizzeria – ein falscher und gefähr -
licher Trugschluss.

Die Affäre, später bekannt als »Pizza-
gate«, zeigt, in welche Abgründe eine auf-
flammende Verschwörungstheorie führen
kann. Etliche, die den vermeintlichen Ent-
hüllungen im Netz folgten, redeten sich
ein, Kinder retten zu müssen. Im Dezem-
ber 2016 drang ein mit einem Sturmge-
wehr bewaffneter Mann in die Pizzeria
Comet Ping Pong in Washington ein, um
die dort vermeintlich inhaftierten Kinder
aus dem Keller zu befreien. Nur: Es gab
überhaupt keinen Keller. Es gab auch kei-

ne gefangenen Kinder. Polizisten überwäl-
tigten den Mann, er sitzt bis heute in Haft.

Eine derjenigen, die den angeblichen
»Pizzagate«-Skandal verbreiteten, war
eine junge Amerikanerin, die sich im Netz
Tracy Beanz nennt und tatsächlich Tracy
Diaz heißt. Diaz ist ein bekennender Fan
von Donald Trump und stammt aus dem
großen Soziotop rechter Radiomodera -
toren. Heute betreibt sie einen Podcast, 
der zugleich auf YouTube erscheint, und
sagt von sich selbst, sie arbeite als unab-
hängige Journalistin. Ohne Diaz und ih-
ren You Tube-Account hätte sich QAnon
wohl nie so schnell verbreiten können.
Vielleicht würde ohne sie der Kult nicht
existieren. 

Seit vier Jahren veröffentlicht Diaz Vi-
deos auf YouTube, anfangs mit wenig Er-
folg. Sie sprach zunächst über WikiLeaks,
angebliche Wahlfälschung und tauchte in
die Podesta-E-Mails ein. Sie war eine der
Ersten, die auf die Andeutungen von Q
eingingen. »Nur für den Fall, dass sich das
später als echt herausstellt, denn um ehr-
lich zu sein, es sieht irgendwie echt aus«,
sagt sie in ihrem ersten QAnon-Video vom
3. November 2017 auf YouTube.

Einige Wochen nach den ersten Veröf-
fentlichungen, so beschrieb es Diaz später,
nahmen zwei Männer Kontakt zu ihr auf,
die unter den Pseudonymen »Baruchthe -
Scribe« und »Pamphlet Anon« als Mode-
ratoren für Qs Forum tätig waren. Hinter
»BaruchtheScribe« steckt Paul Furber, ein
Programmierer aus Südafrika, »Pamphlet
Anon« ist ein Trump-Fan aus den USA,
Coleman Rogers.

Zusammen beschlossen sie, auf Reddit
ein neues Forum für Meldungen rund um
QAnon anzulegen, den CBTS_Stream.
Reddit ist die polierte, zugänglichere Ver-
sion von 4chan. Was hier Erfolg hat, wird
bald von Nutzern zu Facebook, Twitter,
YouTube oder Instagram transportiert. Es
war der erste Schritt raus aus der Nische.

Diaz und ihre beiden Kompagnons
schrieben, kommentierten und produzier-
ten Videos. Immer wieder weigerten sich
Reddit-Moderatoren, den Unsinn zu tole-
rieren. Als CBTS_Stream verbannt wurde,
folgte die Reddit-Gruppe »greatawake-
ning« mit zuletzt 70 000 Nutzern, die we-
gen Verstößen gegen die Forenregeln eben-
falls nach wenigen Monaten verboten wur-
de. Das Publikum wuchs dennoch. Um Q
herum bildete sich eine Gemeinschaft aus
Verschwörungsfanatikern, Trump-Fans,
rechten Trollen, Provokateuren, Frauen-
hassern und einer Handvoll Bernie-San-
ders-Anhängern, die sich über die jüngsten
Äußerungen von Q beugten.

Auch Q selbst wechselte die Plattform.
Wenige Wochen nach seinem oder ihrem
ersten Eintrag bei 4chan zog Q auf 8chan
um, wo unter anderem die Mörder von
Christchurch und El Paso vor ihren Taten
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Wer ist Q? Die Identität hinter dem Pseudonym ist  ungeklärt. Einige
 Anhänger vermuten Donald Trump dahinter, andere (den 1999 verstorbenen)
John F. Kennedy Jr. Rechte Aktivisten wie Tracy Diaz und Forenbetreiber wie
Ron Watkins halfen, die Ideologie zu verbreiten.

... das Coronavirus sei in einem
chinesischen Labor gezüchtet worden.

Kantar-Umfrage vom 3. bis zum 13. Juli;
1047 Befragte in Deutschland

26%
der Befragten in

Deutschland meinen, ...
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hasserfüllte Pamphlete veröffentlicht hat-
ten. 8chan ist die noch extremere Variante
von 4chan, eine Mischung aus Nazikneipe,
Trump-Fanclub und Sammelstätte für Un-
tergangspropheten. Inzwischen heißt die
Site 8kun.

Der Administrator Ron Watkins nennt
dem ������� drei Gründe, warum 8kun
und andere Plattformen perfekt für Q -
Anon sind: Erstens könne dort jeder ano-
nym veröffentlichen, zweitens verschwän-
den die Daten nach einiger Zeit wieder,
drittens werde niemand zensiert. Watkins
verspricht, wenn Q die Regeln seiner Site
verletzt, »dann wird er garantiert rausge-
worfen«. Aber Q und seine Anhänger müs-
sen gar nichts Illegales posten, damit der
Kult seine Anziehungskraft behält.

Bis heute weiß niemand, wer hinter Q
steckt. Manche Anhänger sagen, es sei
Trump, andere sagen, es sei Gott oder
John F. Kennedy Jr, auch wenn Kennedy
Jr seit 1999 tot ist. Schließlich sehe das
Grab seines Vaters auf Luftaufnahmen mit
einiger Fantasie so aus wie ein riesiges Q.
Es könnte aber auch der Programmierer
aus Südafrika sein oder der Trump-Fan,
die zusammen mit Tracy Diaz die Lawine
lostraten. Gewiss ist: Es dauerte nicht lan-

ge, bis sich Leute fanden, die damit Geld
verdienen wollten.

»Kauft Gold, kauft Silber, kauft jetzt!«
John Michael Chambers wirkt ziemlich
aufgekratzt. Er steht auf der Bühne einer
Mehrzweckhalle in Jacksonville im US-
Bundesstaat Florida, vor ihm einige Dut-
zend Zuschauer, viele braun gebrannt,
grauhaarig, gut frisiert. Florida-Rentner,
Menschen in ihren Fünfzigern und Sech-
zigern, einige älter. Schutzmaske trägt fast
niemand. 

Chambers ist 61 Jahre alt, ein wacher
Kerl mit Brille und Vollbart. Er war mal An-
lageberater, bis vor fünf Jahren lebte er in
Asien. Heute ist er einer der größten Trump-
Fans unter Gottes Sonne und moderiert die
Q Con LIVE!, eine eintägige Konferenz für
Fans von QAnon. Chambers ist einer von
vielen Influencern, die sich um QAnon sam-
meln, Propheten mit Zehntausenden Follo-
wern. Wer 49,99 Dollar Eintritt zahlt, be-
kommt in Jacksonville neben sechs Stunden
Bühnenprogramm ein VIP-Bändchen und
dazu ein Erfrischungsgetränk und wahlwei-
se ein Stück Pizza oder einen Hotdog.

Einer der Teilnehmer ist Rick Cafiero,
der mit seiner Frau Tracy aus Satellite

Beach angereist ist, zweieinhalb Autostun-
den südlich von Jacksonville. Sie besitzen
ein Küchenstudio. Beide tragen Shorts, 
Q-Shirts und ein Kreuz als Halskette. 

»Q klärt die Menschen auf und hält uns
an, unsere eigene Recherche zu machen«,
sagt Tracy Cafiero. »Die Öffentlichkeit
würde es gar nicht aushalten, die Wahrheit
über dieses Pädophilennetzwerk zu erfah-
ren«, sagt ihr Mann. 

John Michael Chambers, der vorn auf
der Bühne steht, hält die Welt im Augen-
blick für einen Ort der Unordnung, der
Unübersichtlichkeit. Wenn er gerade kei-
ne Konferenz moderiert, widmet er sich
seiner täglichen Show auf YouTube mit
dem Titel »MSOM – Making Sense of the
Madness«, redet über geheime elektro-
magnetische Tests an Menschen und die
Frage, was und vor allem wer wirklich hin-
ter den Anschlägen des 11. September
steckte.

Chambers verfügt über rund 15000 Fol-
lower auf YouTube und Facebook, hält
Vorträge und zeichnet Videos auf, um den
Menschen zu erklären, warum der Staat
sich angeblich gegen Trump verschworen
hat. Clinton, Bush, Obama hätten Ameri-
ka ruiniert, sagt er später beim Gespräch.
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Das Märchen von den gefährdeten Kindern Einer der zentralen QAnon-Mythen handelt von einer mächtigen
Clique, die angeblich Jungen und Mädchen entführt, um aus ihrem Blut eine Droge zu gewinnen, 
Adrenochrom � eine bizarre und falsche These, die aber inzwischen bis in die bürgerliche Mitte vorgedrungen ist.
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»Nicht ich habe das Land verlassen, das
Land hat mich verlassen.« 

Chambers ist niemand, der in die Un-
tiefen der Q-Welt einsteigt. Er wartet auch
nicht darauf, dass Q mal wieder auf 8kun
eine Nachricht hinterlässt. Wenn man ihn
fragt, was Q ist, sagt er: »Es ist die größte
militärische Geheimdienstoperation unse-
rer Zeit. Die Frage ist nicht, wer oder was
Q ist, sondern: Warum ist Q, warum pas-
siert das alles gerade?«

Eine Antwort wäre: weil es lukrativ ist.
Chambers verkauft Bücher, bekommt Hono -
rare für seine Gastrednerauftritte und wirbt
auf seiner Website um Spenden. QAnon
hilft ihm, das Publikum für seine Theorien
zu vergrößern und damit den Umsatz.

Nachmittags tritt ein glatt rasierter jun-
ger Mann auf die Bühne, schwarze Haare,
tiefe Stimme. »Ich bin davon überzeugt,
dass Präsident Trump im November 50
Bundesstaaten gewinnen wird«, sagt Dus-
tin Nemos, der eigentlich Krieger mit Nach-
namen heißt. Nemos folgt Q von Anfang
an, seit 2018 konzentriert er sich auf You-
Tube-Videos. Er hat dort mehr als 100 000
Abonnenten und kann von Q inzwischen
leben. Eine seiner Websites, RedPill Living,
auf der er Öle, Cremes und Vitamine ver-
kauft, ist Co-Sponsor der Q-Konferenz.

So ist um die Bewegung herum eine gan-
ze Branche von Untergangspropheten, Pil-
lendrehern und rechten Quacksalbern ent-
standen, die die Aufmerksamkeit Hundert-
tausender Menschen weltweit anzapft.
QAnon-Anhänger verbringen täglich viele
Stunden damit, Querverweisen hinter-
herzujagen, Indizien zu sammeln und Be-
lege für eine angebliche Verschwörung zu
suchen. Leute wie Dustin Nemos bestrei-
ten damit ihren Lebensunterhalt. 

Im Internetslang spricht man von einem
Rabbit Hole, wenn ein Thema fesselnd
und zeitraubend ist. Auch das passt zu
 einer Verschwörungstheorie, die man sich
erst selbst erarbeiten muss. Wie aber
kommt man in diesen Kaninchenbau des
Internets? Wo ist der Eingang, und warum
finden so viele nicht wieder heraus?

Ein Teil der Antwort liegt in den Emp-
fehlungsalgorithmen, die bei den sozialen
Netzwerken dafür sorgen, dass die Nutzer
sehen, was sie sehen. Der YouTube-Algo-
rithmus gilt als besonders effizient darin,
seine Nutzer an die Displays und Bildschir-
me zu fesseln und ihnen genau die Dinge
zu zeigen, die sie interessieren könnten –
nicht nur mehr des Gleichen, sondern an-
deres, Ähnliches. Wie der YouTube-Algo-
rithmus funktioniert, interessiert nicht nur
Nerds, sondern auch Videomacher, Influ-
encer, Werber und Contentmanager. 

Das Technikportal The Verge fragte sich
bereits vor Jahren, warum das Empfeh-
lungssystem von YouTube so perfide gut
funktioniert, dass man immer mehr Zeit
dort verbringen möchte. Wer mit einer

�  Es sind nahe Verwandte oder enge
Freunde, die Menschen von Verschwö -
rungs theorien abbringen können. 
Doch wer argumentiert oder gar wissen -
schaftliche Belege vorzeigt, kommt 
meist nicht weiter. Im Gegenteil: Er ris-
kiert, dass sich der Irrglaube verfestigt.
Viele Verschwörungsanhänger werten
alles, was ihre Theorie infrage stellt, als
Beweis für die Existenz dunkler Mächte,
die mit manipulierten Daten die Wahr-
heit verfälschen wollen. 

Man sollte daher versuchen, ein unvor-
eingenommenes Gespräch zu führen, rät
die Freiburger Diplom-Pädagogin Sarah
Pohl. »Dazu gehört, sich auf den anderen
einzulassen, auch wenn man von seinen
Ansichten sehr irritiert ist.« Man solle
ihm nicht gleich widersprechen, sondern
seine Angst vor einem Komplott ernst
nehmen. »Für ihn ist sie real.« 

Pohl leitet die Beratungsstelle Zebra,
die vom baden-württembergischen Kul-
tusministerium gefördert wird. Zebra
nahm im Februar die Arbeit auf, um über
Sekten, radikale Weltanschauungen und
esoterische Angebote zu informieren.
Mittlerweile machen Angehörige von
Corona-Leugnern die größte Gruppe der
Ratsuchenden aus. Pohl und ihr Team
empfehlen ihnen Gesprächstechniken, die
auch in anderen Konflikten helfen kön-
nen: weniger sagen, mehr fragen. Verste-
hen statt verurteilen. Wenig Kritik – und
wenn, dann wertschätzend vorgetragen. 

»Gerade in emotional aufgeladenen
Situationen erreicht man Menschen bes-
ser, wenn sie sich nicht gleich abgewertet
fühlen«, sagt die Pädagogin. »Spinnst du,
an diesen Quatsch zu glauben?« Solche
Sätze solle man vermeiden, selbst wenn
man es kaum aushalte, dass der eigene
Bruder Angela Merkel für einen Echsen-
menschen mit vernichtender Kraft hält.
Besser seien Ichbotschaften: »Mich scho-
ckiert, wenn Leute das denken.« 

Die Hilfesuchenden bilden ein breites
gesellschaftliches Spektrum ab. Es sind

getrennt lebende Eltern, die fürchten, das
gemeinsame Kind gerate in den Dunst-
kreis von Verschwörungstheorien, weil
der ehemalige Partner gegen Hygiene -
regeln protestiert. Oder ein Ehepaar sorgt
sich, weil die volljährige Tochter sich
QAnon angeschlossen hat und keinen
Kontakt mehr zu den vermeintlich gleich-
geschalteten Eltern halten will. Selbst
erwachsene Kinder älterer Menschen mel-
den sich: eine Gruppe, die Berater wie
Pohl für erstaunlich groß halten. Eine die-
ser Töchter wandte sich an Zebra, weil 
die Mutter das Haus der Familie verkauft
und den Erlös in Goldbarren angelegt ha -
be. Offenbar glaubte die Mutter an einen
Corona-bedingten Komplettverfall des
Euro. Möglicherweise mangele es älteren
Menschen viel häufiger an Medienkompe-
tenz als allgemein angenommen, so Pohl.
»Sie sind mit der Logik von sozialen Netz-
werken und Fake News wenig vertraut.« 

Christoph Grotepass, stellvertreten -
der Leiter der Beratungsstelle Sekten-
Info NRW, berichtet von ähnlichen Fäl-
len. Er rät Angehörigen daher, gerade 
in der  frühen Phase gemeinsam mit den
Verschwörungsanhängern Fakten zu
recherchieren. »Man stößt dabei zwangs-
läufig auf Widersprüche zu den Theo-
rien«, sagt er. »Das regt manchmal einen
Prozess des Nachdenkens an.«

Das eigene Wohlergehen sollten Ange-
hörige und Freunde dabei nicht außer
Acht lassen. »Vor allem wenn Verschwö-
rungstheorien die eigenen Werte an -
greifen, kann es sinnvoll sein, sich deut-
lich von den kruden Ansichten abzugren-
zen«, sagt Grotepass. »Wenn es sein
muss, auch mit einer Kontaktpause.« 

Angehörige sind keine Therapeuten,
und in einer Krise wie Corona verschär-
fen sich alte Konfliktlinien, wie sie sich 
in fast jeder Familie und unter Freunden
 finden. Daher sei manchmal auch psycho-
therapeutischer Rat sinnvoll, so Pohl. 

Generell gilt, dass niemand den
Gesprächsfaden abreißen lassen sollte.
Bereits ein gemeinsamer Spaziergang
kann dabei helfen – so wie früher, vor
Corona. Und auch Geduld zahle sich 
häufig aus. »Nach sechs Monaten bemer-
ken die Anhänger in ihren Theorien oft
erste Widersprüche«, sagt Pohl. »Des-
halb  setze ich auf Fragen. Sie helfen,
Widersprüche zu erkennen, und wirken
dadurch entzaubernd.« Katja Thimm

»Sich abzugrenzen
kann sinnvoll 
sein – auch mit einer 
Kontaktpause.«

Corona-Leugner Wie Angehörige und Freunde besser mit
 Verschwörungsgläubigen zurechtkommen

Goldbarren statt Eigenheim



Frage auf die Plattform komme, um dort
eine Antwort zu finden, dem eröffne You-
Tube ein ganzes Universum. 

Wie gut dieses Universum auf den ein-
zelnen Nutzer zugeschnitten ist, hängt un-
ter anderem davon ab, ob derjenige ein
Nutzerkonto hat und gerade angemeldet
ist oder ob seine YouTube-Historie bereits
im Browser Spuren hinterlassen hat. Wer
dem Algorithmus seine Vorlieben offen-
bart, wird bedient und bleibt leicht hängen. 

Für QAnon funktionieren die Empfeh-
lungsmechanismen ähnlich wie für Schla-
gerfans, die von einem Musikvideo zum
nächsten geführt werden und immer wei-
ter in den Musikantenstrudel gezogen
 werden. Wer deutsche QAnon-Videos
 ansieht, landet wenige Klicks später bei
Beiträgen zur »Corona-Mafia«, zum »Co-
rona-Wahn« oder bei Clips über die ver-
meintlichen Gefahren einer Impfung. So
wird man immer tiefer in den Kaninchen-
bau hineingezogen. Die Bewegung wächst
mit jedem Klick – was auch Politikern
nicht verborgen bleibt.

Der Teil von Kalifornien, in dem Jo Rae
Perkins aufwuchs, liegt ziemlich genau in
der Mitte zwischen Los Angeles und Dis-
neyland. Sie erinnert sich daran, wie sie
als Mädchen mit ihren Freundinnen auf
den Dächern von Cypress, Orange County,
saß und in den Himmel guckte, wenn
abends das Feuerwerk über dem Vergnü-
gungspark aufleuchtete. Im Grunde wuchs
sie im Paradies auf, die Sonne schien fast
endlos, es ging bergauf im Land, ihre Mut-
ter war überzeugte Demokratin, ihre Toch-
ter zunächst auch. Inzwischen lebt Per-
kins im Nachbarstaat Oregon und könnte
 QAnon in den US-Kongress tragen.

Perkins kandidiert als Mitglied der Re-
publikaner für einen Senatsposten. Sie ist
eine von mehr als einem Dutzend Kandi-
daten der Partei, die sich öffentlich zur
QAnon-Bewegung bekannt haben und im
November politische Ämter anstreben.
Perkins hat ihre Mitgliedschaft bei den De-
mokraten 1987 zurückgegeben. 

Anfang September sitzt sie in Albany,
eine Autostunde südlich von Portland, vor
dem Rechner in ihrem Büro und meldet
sich per Zoom. Im Hintergrund ist eine
Bücherwand mit zwei kleinen USA-Flag-
gen zu sehen. Perkins ist 64, trägt einen
roten Blazer mit einem blauen Shirt und
streicht sich das Haar hinters Ohr, wenn
es ihr ins Gesicht fällt.

Sie wisse genau, erzählt sie, wann sie
das erste Mal auf QAnon aufmerksam wur-
de. Im Herbst 2017 postete jemand nach
einem Facebook-Video, das sie sich ange-
sehen hatte, den Buchstaben Q in die Kom-
mentarspalte. Kurz darauf aktualisierte
eine Freundin ihren Status: »Wenn Ihr
mehr über Q erfahren wollt, meldet Euch
bei mir!« Perkins wurde neugierig.

Die ersten QAnon-Sympathisanten
tauchten 2018 auf Kundgebungen in den
USA auf, auch auf Veranstaltungen der
Republikaner. Zunächst waren es nur ein-
zelne Frauen oder Männer, die Q-Schilder
hochhielten. Inzwischen ist daraus eine
politische Kraft geworden, die auch Do-
nald Trump nicht ignorieren kann und 
die alles grundlegend infrage stellt, selbst
die Ursachen der Pandemie. In Umfra -
gen sagen 34 Prozent der Republikaner,
dass die Pandemie von langer Hand ge-
plant war.

Der Präsident hat das Potenzial erkannt,
wohl auch deshalb hat er sich bis heute
nie von dem Kult distanziert. Die QAnon-
Anhängerin Marjorie Taylor Greene aus
Georgia, eine aussichtsreiche Kandidatin
der Republikaner für das Abgeordneten-
haus, bekam von Trump sogar einen Gra-
tulationstweet, als sie sich bei Vorwahlen
gegen einen Konkurrenten durchsetzte.

Im August sagte Trump: »Ich weiß nicht
viel über die Bewegung, außer dass ich ge-
hört habe, dass sie mich sehr mögen, was
ich zu schätzen weiß.« Er habe aber ge-
hört, »dass diese Leute unser Land lieben«.
Unter den Republikanern gibt es nur we-
nige, die die Bewegung unmissverständ-
lich ablehnen. Joe Rae Perkins hat mittler-
weile einen Treueschwur als »digitale Sol-
datin« der Bewegung abgelegt. 

Anfang September trat sie in der You -
Tube-Sendung eines QAnon-Propheten auf,
der auch bei der Konferenz in Jacksonville
auf der Bühne stand. Perkins kündigte an,
bald eine analoge Spendengala abzuhalten.
»Ich habe Geld von Leuten aus dem ganzen
Land erhalten, die Q folgen«, sagt sie.
»Wenn ich das zusammenzähle, wäre das
mit hoher Wahrscheinlichkeit die Gruppe,
von der ich am meisten eingenommen habe
für meinen Wahlkampf.«

Die Bewegung, die in einer Nische star-
tete, ist kaum noch auf das Ökosystem an-
gewiesen, aus dem sie stammt. Knapp drei
Jahre nach dem ersten Post von Q kristal-
lisiert sich QAnon zu einer politischen
Kraft, mit Verzweigungen, Splitter- und
Untergruppen. Eines ist den Gruppierun-
gen gemeinsam: Sie halten die westlichen
Demokratien für korrupt und sind zumin-
dest in Teilen davon überzeugt, dass sie
sich nicht mehr nur auf friedliche Weise
reformieren lassen.

Inzwischen haben auch die Techkonzer-
ne begriffen, was da mit ihrer Hilfe im Un-
tergrund gewachsen ist. TikTok sperrte im
Juli mehrere QAnon-Hashtags. Facebook
entfernte zuletzt fast 800 QAnon-Gruppen,
darunter auch eine mit fast 200000 Nut-
zern, und schränkte Tausende Accounts auf
Instagram ein. Twitter hatte zuvor mehr als
7000 solcher Konten gesperrt. 

All das komme zu spät, sagen Experten.
Der Versuch, QAnon von den Plattformen
zu verbannen, sei nicht effizient, weil die
Bewegung zu weit verzweigt sei, sagt die
Extremismusforscherin Julia Ebner. »Ge-
rade Facebook hat viel zu spät reagiert«,
sagt sie. »Inzwischen werden zwar Grup-
pen gelöscht, aber das begann erst an ei-
nem Punkt, als die Bewegung schon sehr
groß war.« Das FBI hatte bereits 2019 die
Verschwörungstheorie zur potenziellen
terroristischen Bedrohung erklärt. 

Im Netz gibt es verschiedene Anlaufstel-
len, wo sich Menschen austauschen können,
die eine Freundin oder ein Familienmitglied
an Q verloren haben. Eines der größten Fo-
ren heißt QAnonCasualties auf Reddit. Mike
Raines ist der Moderator der Kommentar-
spalten. Er sorgt dafür, dass sich in dem
Opfer chat die Trolle nicht ausbreiten. »Da
kommen immer wieder User an und sagen:
Hey, warum habt Ihr Angst vor Q, sollten
wir da nicht eine offene, ehrliche Diskussion
drüber führen können? Nein, sollten wir
nicht.« Das Forum sei dafür da, Erfahrungen
zu teilen und Mitgefühl auszu drücken. Mehr
als 24000 Nutzer sind dort angemeldet.

Die Geschichten, die sie erzählen, äh-
neln sich. Oft sind es Kinder, die ihre Boo-
mer-Eltern in eine digitale Verschwörungs-
welt abdriften sehen – in der Tageszeitung
stand früher die Wahrheit, im Internet ist
für sie nicht immer sofort erkennbar, was
verlässliche Quellen sind und was nicht.
Es gibt Mütter, die George Soros für »den
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Eltern, die in eine dunkle Welt abdriften

Kantar-Umfrage vom 3. bis zum 13. Juli;
1019 Befragte in Deutschland
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sind der Meinung, Bill Gates wolle
zur Bekämpfung des Coronavirus

Menschen Mikrochips einp�anzen.



neuen Hitler« halten oder ihre Kinder Sa-
tanisten nennen, weil sie eine Maske tra-
gen. Es gibt auch Freunde, die sich nach
Jahrzehnten entfremden, weil einer daran
glaubt, dass Hollywoodstars Kinder op-
fern, oder verzweifelte Geschwister, die
 einander nicht wiedererkennen, weil eines
die Pandemie für eine Erfindung hält. Und
es gibt Frauen wie Lauren.

Lauren sagt, sie wisse nicht mehr genau,
wann Q in ihr Leben kam. Nur, dass ihr
Freund Tom eines Tages diesen Satz sagte:
»Where we go one, we go all.« Einer für alle,
alle für einen. Das Motto der Bewegung.

Für Lauren kam der Satz aus dem
Nichts und ergab keinen Sinn. Wer waren
»alle«? »Es war beängstigend«, sagt die 
28-Jährige. Sie machte sich Sorgen um
Tom. In letzter Zeit hatte er niedergeschla-
gen gewirkt, er saß viel vor dem Computer.
Lauren gab den Satz bei Google ein und
stieß auf eine dunkle Parallelwelt.

Sie weint, während sie per Zoom davon
erzählt. Das Wort, das sie während des
Gesprächs am häufigsten verwendet, ist
»Verzweiflung«. Sie ist überzeugt davon,
dass sie Tom an etwas verloren hat, das er
eine »Bewegung« nennt und sie einen
»Kult«. Fünf Jahre lang waren sie ein Paar.

Nun stehen sie vor der Trennung. »QAnon
hat mir den Mann weggenommen, von
dem ich dachte, dass ich ihn einmal heira-
ten würde«, sagt sie. 

Tom und Lauren stammen aus dem
Mittleren Westen der USA und kannten
einander über Freunde. Als Lauren nach
der Highschool beschloss, Jura zu studie-
ren, schrieb sie sich auf derselben Uni ein.  

Nach einiger Zeit habe sich Tom ver -
ändert. Er hatte ein Gespräch mit seinem
Studienberater geführt und zum ersten
Mal verstanden, wie hoch er wegen seiner
 Studiengebühren verschuldet sei: 100000
Dollar. In Amerika ist das nicht ungewöhn-
lich, doch das Wissen um die Schulden
stürzte Tom in ein Loch.

Er verließ die Wohnung seltener, ging
kaum noch zur Uni. Stattdessen saß er zu
Hause, spielte Videospiele und sah sich
YouTube-Clips an. Stundenlang. Wenn
Lauren nach Hause kam, hörte sie aus dem
Wohnzimmer die Stimme von Donald
Trump. Tom, der sich nie für Politik inte-
ressiert hatte, schaute auf einmal Wahl-
kampfauftritte und Tiraden. Irgendwann
habe er begonnen, Vorhersagen zu ma-
chen. Die Wirtschaft werde zusammenbre-
chen, die Stromversorgung werde gekappt.

Schwer zu sagen, wann Ideologie zu
Wahn wird und wann es wirklich gefähr-
lich werden kann. Tom sprach bald nur
noch über Q. Über geheime Hinweise und
eine angeblich kurz bevorstehende Revo-
lution. »Er war besessen«, sagt Lauren.
»Es war gruselig.« 

Längst ist QAnon nicht mehr auf Nord-
amerika beschränkt, auch hierzulande ge-
winnen QAnon- Gruppen rasant neue Mit-
glieder. Der größte deutschsprachige Tele-
gram-Kanal der Bewegung hat mehr als
120 000 Abonnenten – eine erstaunlich
hohe Zahl. Seit die Bundesregierung im
Frühjahr die ersten Maßnahmen gegen die
Pandemie verhängte, sammeln sich Esote-
riker in der Bewegung, Rechtsextreme,
Impfgegner und Reichsbürger, genauso
wie Menschen, die glauben, 5G habe das
Virus verbreitet. 

Der rechte Videoblogger Oliver Janich,
der den Klimawandel leugnet und die
»Querdenker«-Demos bewirbt, stellte be-
reits Ende 2017 seinen ersten QAnon-Bei-
trag ins Netz. Das Video mit dem Titel »Wer
ist Q? Trumps Geheimagent?« hat mehr als
90000 Aufrufe. Janich gilt als einer der
prominentesten Verbreiter von QAnon in
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Q in Deutschland Seit dem Beginn der Corona-Pandemie steigt die Zahl der Verschwörungsfanatiker auch
 hierzulande rapide an. Nazis, Reichsbürger, Esoteriker und Impfgegner sammeln sich in einer Bewegung � unter
 ihnen etliche, die das System notfalls mit Gewalt verändern wollen.
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Deutschland. 2018 sagte er in einem Video:
»Viele der Leute, die da heute an der Macht
sind, gehören eigentlich aufgehängt.«

Auch andere Aktivisten aus der »Quer-
denker«-Szene haben die Ideologie oder
Teile davon verbreitet, darunter der Pro-
mi- Koch Attila Hildmann und die Ex-
Nachrichtensprecherin Eva Herman. Im
April verschickte der Musiker Xavier Nai-
doo ein Video, in dem er unter Tränen
von der Befreiung von »Kindern aus den
Händen pädophiler Netzwerke« erzählt
und damit ein zentrales Motiv von QAnon
aufgreift. Es sind aber längst nicht nur 
die bekannten Figuren aus der rechts -
alternativen Szene, die dem Kult Zulauf
verschaffen, es sind auch Frauen wie Ellen
Kalwait-Borck, die QAnon seit Monaten
folgen.

Kalwait-Borck fragt zur Begrüßung, ob
sie die Reporterin umarmen darf, so, als
würde es die Pandemie und das Abstands-
gebot nicht geben. Ihr Haus steht in einem
kleinen Ort nicht weit von Hamburg. Sie
ist 58, trägt ein bodenlanges Kleid, eine
rote Brille und bittet auf die Terrasse. Hier
will sie erzählen, wie sie zu QAnon kam.
Ihre Geschichte zeigt, wie die Bewegung
in Deutschland Unterstützer gewinnt, und
vor allem: in welchem Milieu.

Die erste Begegnung mit ihr fand auf
der »Querdenker«-Demo in Hamburg Mit-
te August statt, sie suchte selbst den Kon-
takt zur Reporterin. Die Corona-Maßnah-
men seien extrem übertrieben, sagte sie
damals. Und ja, man könne sie als Anhän-
gerin von QAnon bezeichnen. 

Jetzt, in ihrem Garten, bei Mandelmilch
mit Datteln, sagt sie: »Ich bin nicht wirk-
lich Fachfrau.« Den »Querdenkern« stehe
sie näher als QAnon. Aber auch wenn sie
nicht komplett enthusiastisch sei, sei es in
Ordnung, sie als »Anon« zu bezeichnen
und zur Bewegung zu zählen. Sofern man
unter einem Anhänger jemanden verstehe,
»der recherchiert, selber denkt, selber
guckt und den gesunden Menschenver-
stand mitreinnimmt«. 

Kalwait-Borck ist Heilpraktikerin für
Psychotherapie. In ihrer Praxis arbeitet sie
mit Klienten am »Integrieren von Gefüh-
len und Schattenanteilen«. Das Geschäft
lief hervorragend, sagt sie, bis zur Pande-
mie. »Das haute mir die Füße weg.« Ihre
Einnahmen brachen ein, ihre Lebensfreu-
de schwand. Sie fragte sich: »Warum ma-
chen die jetzt so einen Terror weltweit?
Wegen eines Virus, das nachweislich nicht
das anstellt, was man ihm nachsagt?«

Sobald ihr etwas seltsam vorkomme und
Fakten nicht zusammenpassten, sagt Kal-
wait-Borck, »fang ich sofort an zu graben.
Bei dieser Corona-Geschichte habe ich ge-
sagt, okay, ich gebe euch bis Ostern. Bis
dahin werdet ihr herausgefunden haben,
was los ist.« So lange sei sie bereit gewesen,
die »Füße stillzuhalten«. Das ist vorbei. 

Nun wolle sie nicht länger hinnehmen,
dass eine angebliche Elite, von der WHO
gesteuert, ihr Leben zerstöre. Sie glaubt,
dass diese Elite eine autoritäre »neue Welt-
ordnung« errichten und Bürger unterdrü-
cken wolle. »Zuerst haben sie es über das
Klima versucht. Jetzt probieren sie es durch
Corona.« Eine kleine Clique bereichere sich
durch die Pandemie. »Und dann kommen
wir in den ›deep state‹ rein.« Dass aus dem
Blut der Kinder eine verjüngende Substanz
gewonnen werde, so wie QAnon es trans-
portiert, hält sie für möglich.

Ihre Wandlung habe sich »Stück für
Stück« vollzogen. Zunächst sei da ihre
Skepsis gegenüber der Schulmedizin gewe-
sen. Im buddhistischen Zentrum sei sie mit
Leuten in Kontakt gekommen, die »anders
dachten«. Sie vertiefte sich in Naturheil-
verfahren, probierte Urintherapie aus und
wurde zur Impfkritikerin. Sie fürchte, sagt
sie, dass ein Gen-Impfstoff gegen Corona
aus Menschen Cyborgs machen könne.

Sie springt auf und verschwindet im
Haus. Als sie wieder auf die Terrasse tritt,
hat sie einen walnussgroßen, gelblichen
Brocken in der Hand. Es handelt sich um
anorganischen Schwefel. Sie beißt hinein.
»Hilft, den Darm zu heilen«, sagt sie.

Bei QAnon, findet sie, gehe es darum,
ein »souveräner Mensch« zu sein. Die
wirklich gefährliche Terrororganisation sei
eher die Antifa, so kann sie es im »X22 Re-
port« hören. Außerdem habe jemand aus
der Bewegung mitgeteilt, dass Corona mit
Trumps Wiederwahl aufhöre. 

Es ist eine beängstigende Mischung aus
Wahn, Angst und Paranoia, die sich in der
Q-Bewegung bündelt. Die Verfassungs-
schutzämter der Länder beobachten mit
wachsender Sorge, wie Impfgegner, Nazis,
Reichsbürger und Esoteriker in der Bewe-
gung zueinanderfinden. Auch Felix Klein,
der Antisemitismusbeauftragte der Bun-
desregierung, ist alarmiert. Die QAnon-
Bewegung zeichne sich durch ihre »An-
schlussfähigkeit an verschiedenste Veräs-
telungen von Verschwörungsmythen« aus.
Antisemitismus wirke dabei »wie ein un-
heilvolles Bindemittel zwischen diesen
Strömungen«. Vielfach würden solche
 Mythen über Messengerdienste verbreitet,
»die aus meiner Sicht die gleichen Auf -
lagen bekommen sollten wie zum Beispiel
Twitter oder Facebook«. Auch der Verfas-
sungsschutz sollte die Bewegung laut Klein
mehr als bisher in den Blick nehmen.

Benjamin Strasser, religionspolitischer
Sprecher der FDP-Fraktion im Bundestag,
sagt: »Wir brauchen eine bessere Analyse -
fähigkeit der Sicherheitsbehörden für sol-
che Phänomene und müssen die Internet-
aufklärung verbessern.« Letztlich müssten
auch rechtliche Schritte eingeleitet werden,
um gegen Antisemitismus und Volksver-
hetzung wirksam vorzugehen. Auch Kon-
stantin von Notz, stellvertretender Frak -
tionsvorsitzender der Grünen, fordert ein
entschiedeneres Vorgehen. Die Sicher-
heitsbehörden müssten Erkenntnisse über
diejenigen sammeln, »die diese Verschwö-
rungsideologien gezielt verbreiten und
 dafür nutzen, unsere freiheitlich-demo -
kratische Grundordnung offen infrage zu
 stellen«. Die Bundesregierung müsse sich
angemessen mit QAnon befassen. »Das
tut sie bisher nicht.«

Martin Schmidt, der schwäbische Q-An-
hänger, sagt, es werde und es müsse bald
eine Revolution geben, idealerweise fried-
lich. Und wenn das nicht funktioniert?
Schmidt antwortet, ohne zu zögern: »Dann
wird der dritte Weltkrieg ausbrechen. Und
das wird der letzte sein.«

Patrick Beuth, Marie Groß, 
Roman Höfner, Max Hoppenstedt, 
Judith Horchert, Katrin Kuntz, 
Alexandra Rojkov, Alexander Sarovic,
 Christoph Scheuermann, Daniel C. Schmidt
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Q-Sympathisantin Kalwait-Borck 
»Warum machen die so einen Terror?«

Stand ��. September; Quelle: Social Blade

105000

24800

Veränderung
gegenüber
�. Januar

Januar März Mai Juli September
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Q-Boom auf Social Media
Abonnenten des deutschen QAnon-
Kanals »Qlobal-Change« auf YouTube

+323%
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Corona-Folgen treffen Frauen besonders hart
Selbstständige Zuwachs der Hartz-IV-Anträge beinahe doppelt so hoch wie bei Männern

DER SPIEGEL  Nr. ��  /  ��. �. ����

� Der Anstieg der Arbeitslosigkeit unter
Selbstständigen in der Pandemie trifft
besonders Frauen. Das ergibt sich aus
einer Antwort der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage der Grünen. Selbst-
ständige Frauen seien diejenigen, deren
berufliche Existenz durch die Pandemie
besonders gefährdet sei, geht aus der Ant-
wort hervor. So lag der Zuwachs bei
selbstständigen Frauen, die Hartz IV bean -
tragen mussten, im Krisenmonat Mai 
bei mehr als 2700 Prozent im Vergleich
zum Vorjahresmonat, während der Zu -
wachs bei den Männern bei rund 1600 Pro -

zent lag. Die grüne Fraktionsvorsitzende
Katrin Göring-Eckardt nennt diese Ent-
wicklung »höchst besorgniserregend«.

Um nicht direkt in Hartz IV zu fallen,
müssen sich Selbstständige zunächst frei-
willig gegen Arbeitslosigkeit versichern.
Allerdings machen mittlerweile nur weni-
ge Freiberufler davon Gebrauch, wie aus
der Antwort der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage der Linksfraktion
 hervorgeht. 2010 waren demnach sieben
 Prozent der Selbstständigen gegen Ar -
beitslosigkeit versichert, 2019 nur noch
zwei Prozent. Viele könnten sich die 

stark gestiegenen Beiträge nicht leisten, 
so die Linkenabgeordnete Sabine Zimmer-
mann. Kleine Unternehmen und Solo-
selbstständige habe die Bundesregierung
»im Stich gelassen«.

Die Voraussetzungen für die freiwillige
Arbeitslosenversicherung Selbstständiger
möchte die Regierung aber nicht verbes-
sern. In der Antwort auf die Grünenanfra-
ge heißt es, die Versicherung basiere auf
dem »Solidarprinzip«, getragen von den
pflichtversicherten Arbeitnehmern. Höhe-
re Einstandspflichten für die Versicherten-
gemeinschaft seien »unzumutbar«. HEY, KEV
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Einheitsleuchten Zum 30. Jahrestag der Wiedervereinigung illuminiert diese Woche das Festival of Lights mit
»Lichtern der Freiheit« die Berliner Metropolregion. Das Abbild eines geteilten Kopfes schmückt die 
Oberbaumbrücke über der Spree. Mehr als 90 leuchtende Kunstwerke werden im Rahmen des Jubiläums auf 
einer Fläche von 168 Quadratkilometern bis Sonntag in der Hauptstadt gezeigt. 
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Markus Feldenkirchen Der gesunde Menschenverstand

Vereinzelte Mehrfälle
Die These, wonach Rassisten in den Reihen der Poli-

zei nur Einzelfälle seien, erhärtet sich. Seit Mitt-
woch sind 30 mutmaßliche Einzelfälle aus Nord-
rhein-Westfalen hinzugekommen. Diese Einzelfäl-
le hatten sich zuvor in Chatgruppen miteinander

vernetzt – in einem Einzelfallnetzwerk sozusagen.
Was sie dort austauschten, fand auch NRW-Innenmi-

nister Herbert Reul schändlich. Jahrelang hatte Reul nur Ein-
zelfälle gesehen, jetzt aber musste er mehr als zwei Dutzend
neue Einzelfälle zur Kenntnis nehmen. Die Beamten schickten
sich Bildchen von Adolf Hitler, Hakenkreuzen, Reichskriegs-
flaggen oder der fiktiven Darstellung eines Flüchtlings in der
Gaskammer. Was ein Einzelfall halt so macht, wenn es auf
Streife etwas fad ist. Der Polizist, dein Freund und Nazi.

Vor den Einzelfällen aus Nordrhein-Westfalen gab es die
Einzelfälle aus Frankfurt, wo Polizeibeamte sensible Adressen
aus dem Polizeicomputer holten. Die Adressinhaber erhielten
kurz darauf Nazidrohungen. In einer Chatgruppe namens
»Itiotentreff« tauschten sie zudem rassistische und antisemiti-
sche Bilder aus. Oder den Polizisten aus Niedersachsen, der
einer schlafenden Kollegin ein Hakenkreuz auf die Stirn malte
und das Foto mit dem Gruß »Heil Hitler« verschickte. Oder,
oder, oder ... Mindestens 400 Einzelfälle von mutmaßlich
rechtsextremen, rassistischen oder antisemitischen Umtrieben

unter Polizisten und Polizeianwärtern
zählten die Bundesländer und der Bund
in den vergangenen Jahren. Aber wie
groß ist die Dunkelziffer?

Nun steht der furchtbare Verdacht im
Raum, dass die SPD-Vorsitzende Saskia
Esken doch ein klein wenig recht gehabt
haben könnte, als sie im Sommer die
Möglichkeit ins Spiel brachte, dass es
»latenten Rassismus« in der Polizei gebe.
Was von Frau Esken kommt, muss nicht
automatisch falsch sein.

Die Einzelfalltheorie wird bislang vor allem von führenden
Innenministern vertreten. Dass diese bevorzugt Parteien ange-
hören, die mit C beginnen, ist eine auffällige Häufung von Ein-
zelfällen, aber sicher nur Zufall. Beliebt ist in diesen Kreisen
auch die Warnung vor dem »Generalverdacht«, der kleinen
Schwester der Einzelfalltheorie. Die Frage ist, wie lange das
latente Kleinreden und Verniedlichen von Rassismus in Sicher-
heitsbehörden noch dauern soll, ehe das Problem endlich ernst
genommen wird. 

Es wäre zum Beispiel ganz hilfreich, wenn man sich ein
umfassendes Bild machen könnte. Leider wurde eine Studie
über möglichen Rassismus in der Polizei von Horst Seehofers
Innenministerium vor Monaten gestoppt. Das ist so, als würde
ein Patient mit ernsten Symptomen im Unterleib eine Darm-
spiegelung absagen, weil man ja einen Tumor finden könnte.

Um das klar zu sagen: Ich bin überzeugt, dass demokrati-
sche und menschenfreundliche Polizisten keine Einzelfälle,
sondern die Regel sind. Aber gerade diese aufrechten Polizis-
ten haben es verdient, dass das Problem ernst genommen und
systematisch gegen Nazis in Uniform vorgegangen wird. Denn
mit der chronischen Verniedlichung wird vor allem der Ruf der
Anständigen ruiniert.

An dieser Stelle schreiben Markus Feldenkirchen und Alexander Neubacher
im Wechsel.

Die Frage ist,
wie lange
 dieses latente
Verniedlichen
von Rassis-
mus weiter -
gehen soll.

Nachgezählt
Umweltfreundliche 
Mobilität

Quelle: Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg;
Umfrage vom ��. Juni bis �. Juli ����: ���� Befragte

Beispielsweise
wollen 8 Prozent
der Befragten
weniger �iegen.
Im Jahr zuvor 
waren es 2 Prozent.

�� %
der Befragten wollen

künftig umweltfreundlicher
unterwegs sein.

2019 waren es

�� %

Kulturgüter

Rettender Container
� Das Auswärtige Amt entwi-
ckelt mit mehreren archäolo-
gischen Instituten und dem
Technischen Hilfswerk (THW)
ein Notfallkonzept, um akut
bedrohte Kulturgüter zu
schützen. Es geht Verantwort-
lichen zufolge um die Bildung
eines Expertenteams, das 
»im Krisenfall schnell Unter-
stützung bei der Sicherung,
dem Erhalt und gegebenen-
falls der Bergung von Objek-
ten und Bauwerken« leisten
kann. Zentrale Instrumente
sollen ein Container und Res-

taurierungswerkstätten sein,
die schnell in ein Kata -
strophen gebiet geflogen wer-
den können, um »die Doku-
mentation, Reinigung und
Verpackung von mobilem
Kulturerbe« zu ermöglichen.
Das Pilot projekt, das schät-
zungsweise zwei Millionen
Euro kosten wird, soll dem-
nächst in Ko operation mit
Sudans Nationalmuseum in
Khartum getestet werden. Im
August wurde ein THW-Team
bereits von einem Experten
des Deutschen Archäologi-
schen Instituts in die zerstörte
libanesische Hauptstadt
 Beirut begleitet. CSC

Bundestag

Halbe Pflicht
� Im Bundestag herrschen
künftig strengere Corona-
Regeln. Abgeordnete und Mit-
arbeiter müssen in Fahrstüh-
len einen Mund-Nasen-Schutz
 tragen, wie der Ältestenrat des
Parlaments am Donnerstag
beschloss. Auf sonstigen »Ver-
kehrsflächen« gilt weiterhin
die »dringende Empfehlung«
von Bundestagspräsident
Wolfgang Schäuble. Ein Schrei -
ben an alle Fraktionen soll den
Appell erneuern. Ausgenom-
men sind die Büros. Im Ple-
narsaal und den Fraktionssä-
len kann die Maske am Platz
und bei Wortmeldungen abge-
nommen werden. Der Ältes-

tenrat hatte sich nach einem
Corona-Fall in der AfD-Frak-
tion mit dem Thema befasst.
Eine generelle Maskenpflicht
wurde wegen rechtlicher
Bedenken bei der Durchset-
zung abgelehnt. Die Grünen
fordern sie dennoch: »Wir
werden anregen, die Pflicht
zum Tragen eines Mund-
Nasen-Schutzes festzuschrei-
ben«, so deren Parlamentari-
sche Geschäftsführerin Britta
Haßelmann. Grund sei das
verantwortungslose Verhalten
vor allem von AfD-Politikern.
»Sie tragen demonstrativ kei-
nen Mund-Nasen-Schutz, hal-
ten keinen Abstand, stehen
eng zusammen oder begrüßen
sich per Handschlag«, so
Haßelmann. AKM, CSC, CTE, TIL
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Gärten

»Tonnenweise Schutt«
Baden-Württembergs Um welt -
minister Franz Untersteller, 63
(Grüne), erklärt, warum er
Eigenheimbesitzern Schotter
rund ums Haus untersagt.

SPIEGEL: Herr Untersteller, Baden-Würt-
temberg verbietet seit diesem Sommer per
Gesetz private Schottergärten. Warum
schreiben Sie Eigentümern vor, wie diese
ihr Grundstück zu gestalten haben? 
Untersteller: Nach unserer Rechtsauffas-
sung sind Schottergärten in der Landes-
bauordnung schon seit Jahren verboten.
Die Novelle des Landesnaturschutzgeset-
zes stellt dies nur klar.
SPIEGEL: Müssen Betroffene nun tonnen-
weise Steine abtragen und Blumen kaufen?
Untersteller: Darüber werden im Einzel-
fall wohl Gerichte entscheiden müssen.
Die oberste Baurechtsbehörde, das CDU-
regierte Wirtschaftsministerium, vertritt
hier eine andere Auffassung als das
Umweltministerium.
SPIEGEL: Was haben Sie gegen Schotter?
Untersteller: Bienen fressen keine Steine.
Es kann nicht sein, dass wir das Insekten-
sterben beklagen, aber vor allem die
Landwirte in die Verantwortung nehmen.
Die beginnt im privaten Umfeld, beim
Verzicht auf Pflanzenschutzmittel etwa.
Oder eben dabei, sich nicht tonnenweise
Schutt vors Haus zu kippen.
SPIEGEL: Fallen ein paar Quadratmeter
Vorgarten wirklich ins Gewicht?
Untersteller: Ja. Insekten brauchen blü-
hende Flächen, sie lassen sich nicht auf

Schotter nieder. Viele Schotteranhänger
verlegen sogar Folie unter den Steinchen
gegen Unkraut. Dann läuft das Wasser ab,
anstatt zu versickern. Dadurch wird
Starkregen auch für Wohngebiete immer
gefährlicher. Es kann dort etwa Über-
schwemmungen und Hangrutsche geben.
Außerdem heizen sich die Städte schnel-
ler auf, wenn die Grünflächen schwinden.
SPIEGEL: Der Garten als Klimakiller?
Untersteller: Ich meine vor allem das
Mikroklima. Schon heute leiden die Men-
schen unter der Hitze, Tage mit über 
30 Grad im Sommer werden häufiger.
Deshalb gilt es umso mehr, die Städte zu
durchgrünen. Baden-Württemberg ist
hier Vorreiter mit dem bundesweit einzig-
artigen Gesetz. Aber die Debatte wird
auch anderswo geführt.
SPIEGEL: Sind Steine immer schlecht?
Untersteller: Nein. Ein gut gemachter
Steingarten, wie es ihn in den Alpen häu-
fig gibt, enthält grüne Elemente wie Stau-
den und bietet Reptilien Unterschlupf.
Solche Gärten müssen durchdacht wer-
den, das weiß ich als gelernter Garten-
und Landschaftsarchitekt.
SPIEGEL: Und was sagt der Architekt zur
Ästhetik des Schottergartens?
Untersteller: Ich finde ihn grauenhaft,
das ist Tristesse pur. Ich kann auch nicht
verstehen, wie Gartenbauunternehmen
solche Schottergärten anlegen. Sie schau-
feln ja ihr eigenes Grab.
SPIEGEL: Offenbar haben viele Men-
schen ein anderes Ästhetikempfinden …
Untersteller: … eher nicht. Die Leute
meinen, dass sie keine Zeit haben, 
ihren Garten zu pflegen. Da gibt es viel
Unwissenheit. FRI

DFB

Teure Scheidung
� Die Trennung des Deutschen Fußball-
Bundes (DFB) von seinem ins Zwielicht
geratenen Schweizer Werbevermarkter
Infront kommt Letzteren teuer zu stehen.
Infront hatte viele Jahre lang gegen Pro-
vision Werbekunden für die Nationalelf
oder den DFB-Pokal gesucht. Grund für
die letzte Woche besiegelte Trennung
war ein DFB-interner Ermittlungsbe-
richt, der Hinweise darauf lieferte, dass
Infront Aufträge des DFB durch Korrup-
tion erlangt haben könnte. Infront
bestreitet das (������� 26/2020).

Teil des Auflösungsdeals ist nun, dass
der DFB die im Bericht mit einem Scha-
den von mehr als 40 Millionen Euro
bezifferten möglichen Korruptionshand-
lungen nicht weiterverfolgt. Allerdings
verzichtete Infront, ohne Anerkennung
einer Schuld, dem Vernehmen nach auf
einen zweistelligen Millionenbetrag –
unter anderem aus Provisionen, die der
DFB den Schweizern noch geschuldet
hätte. Das würde weit über die Höhe
der Ausgleichszahlungen hinausgehen,
die Infront dem DFB anfangs dafür
angeboten hatte, dass der Verband bei
Länderspielen weniger Zeit für Eigen-
werbung auf der Stadionbande bekom-
men haben soll als vereinbart. 

Zu diesem angeblichen »Sekunden-
klau« läuft in der Schweiz schon seit
geraumer Zeit ein Ermittlungsverfah-
ren der Staatsanwaltschaft Thurgau, in
dem es jüngst zu einer überraschenden
Wende kam. Infront hatte die Allein-
schuld für die angeblich zu kurzen Wer-
bezeiten für den DFB und dessen Wer-
bekunden einem Ex-Manager angelas-
tet, der freilich illegale Kürzungen und
jede persönliche Schuld bestritt. 

Mitte August ließ das Schweizer
Bundesgericht den Staatsanwalt, der
gegen den Ex-Manager ermittelte,
wegen mutmaßlicher Befangenheit
absetzen. Er habe »bei seinen Untersu-
chungen nicht die erforderliche Unpar-
teilichkeit erkennen lassen«, heißt es
im Urteil. Der Staats anwalt hatte offen-
bar einem Infront-Chef, der den Ex-
Kollegen belastet, vor der Zeugenbe-
fragung den ge samten Fragenkatalog
samt interner Notizen der Ermittlungs-
behörde zugeschickt. Außerdem habe
der Ermittler mit einem Anwalt von
Infront telefoniert, ohne das Gespräch
zu protokollieren oder zumindest 
eine Aktennotiz darüber zu schreiben. 
Der DFB wollte sich zur Vertragsauf -
lösung mit Infront nicht äußern.
Infront dementierte einen Verzicht in
zweistelliger Millionenhöhe aus ausste-
henden Provisionen. AMP, GLA
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Der Augenzeuge

»Riesige Erleichterung«
Warum nicht eine ganze Schule auf Corona testen, 
alle Kinder und Lehrer? Clemens Becker, Chefarzt in
Stuttgart, erzählt, wie er es gemacht hat.

� »Meine Frau und ich sind Ärzte, eines unserer Kinder, zehn
Jahre alt, geht auf eine evangelische Schule in Stuttgart. Dort
haben wir ein groß angelegtes Corona-Testverfahren gestartet,
ebenso an zwei weiteren Schule desselben Trägers. Wenige
Tage vor Ende der Sommerferien konnten sich alle Schülerin-
nen und Schüler sowie alle Lehrkräfte und sonstigen Mit -
arbeiter der Schulen testen lassen, rund 2000 Menschen. Um
Zeit und Kosten zu sparen, wurden in einem Poolverfahren
immer zehn Proben aus einer Klasse gemeinsam getestet; nur
wenn etwas auffällig gewesen wäre, hätten wir die einzelnen
Proben ausgewertet. Fast alle haben mitgemacht, und so lagen
zum ersten Schultag die Ergebnisse vor: Alle waren negativ.
Ich hoffe, dass wir viele Lehrer, Schüler und Eltern entlasten
konnten, die Angst vor einer Ansteckung in der Schule hatten.
Es herrscht jedenfalls eine riesige Erleichterung.

Für mich als Vater gab es noch einen Grund, aktiv zu wer-
den. Meine Frau und ich hatten mit großer Sorge auf das neue
Schuljahr geblickt. Wir haben zwei schulpflichtige Kinder, 
und es war absehbar, dass der Start hier und da chaotisch ver-
laufen würde und Schulen wegen Corona-Fällen wieder schlie-
ßen müssen. Das Homeschooling in den vergangenen Monaten
war für uns eine Herausforderung, die wir eigentlich nicht
bewältigen konnten. Wir können nicht von zu Hause arbeiten,
und so geht es vielen Eltern, die in der Medizin und Pflege
tätig sind. Deshalb bloß kein Homeschooling, bitte. 

Gleichzeitig wollen wir gern unser Wissen und Können zur
Verfügung stellen. Wir haben andere Eltern mit Fachkenntnis-
sen gefragt, ob sie mitmachen, in nicht mal zwei Stunden hatte
ich einige Dutzend Mitstreiter. Alle wissen, worauf es
ankommt. Es ist zum Beispiel wichtig, dass sich auch die Hel-
fer testen lassen. Sind die infiziert, sind Proben verseucht. 
Der Schulträger hat den größten Teil der Kosten übernommen,
eine Summe im unteren fünfstelligen Bereich. Ich weiß, dass
die Ergebnisse nur eine Momentaufnahme sind und sich Schü-
ler und Lehrkräfte ständig irgendwo anstecken können. Aber
wir haben gezeigt: So eine Schultestung ist machbar, die
Akzeptanz ist da. Wenn regional die Fallzahlen steigen, könn-
ten Schulen eine Stichprobe durchführen und hätten zumin-
dest vorübergehend Gewissheit.« Aufgezeichnet von Silke Fokken

Fall Nawalny

FDP für Sanktionen 
� Die Vergiftung des russi-
schen Oppositionspolitikers
Alexej Nawalny soll nach
dem Willen der FDP-Bundes-
tagsabgeordneten Gyde
 Jensen auch in Deutschland
rechtliche Folgen haben. In
einem Dringlichkeitsantrag
für den FDP-Bundesparteitag
am Samstag fordert Jensen
die Einführung eines »zielge-
richteten, personenbezoge-
nen Sanktionsregimes auf
europäischer und deutscher
Ebene«, um Menschen- und
Völkerrechtsverletzungen
»weltweit zu ahnden«. Als Vor-
bild dient der Vorsitzenden
des Menschenrechtsausschus-
ses der »Global Magnitsky

Act« aus den USA, mit dem
die US-Regierung seit vier
Jahren ermächtigt wird, welt-
weit Personen wegen Men-
schenrechtsverletzungen zu
bestrafen, ihr Vermögen 
einzufrieren und deren Ein-
reise zu verweigern. Zwar
gibt es seit 2019 eine Resolu -
tion des EU-Parlaments, ähn -
liche Gesetze auch in den
 Mitgliedstaaten zu erlassen,
Deutschland hat diese aber
nicht umgesetzt. Jensen ver-
weist auf Staaten wie Estland,
Großbritannien, Kanada 
oder Litauen, die bereits Geset-
ze auf der Grundlage des
»Global Magnitsky Act« ver-
abschiedet haben. Es brauche
jetzt »ein entscheidendes
 Signal aus der Bundesrepu-
blik«, so Jensen. SEV
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Schäuble 

Parlament

Lobby-Kontrolleur
Schäuble
� Die Bundestagsverwaltung
unter Aufsicht von Wolfgang
Schäuble (CDU) soll künftig
die Registrierungspflicht von
Lobbyisten im Bundestag
sowie in den Ministerien über-
wachen und bei Verstößen
Geldbußen verhängen. Ein
Gesetzentwurf von Union
und SPD für ein Lobbyregis-
ter legt die Bundestagsver -
waltung als Prüfinstanz fest.
Demnach kann der Parla-
mentspräsident Lobbyisten
mit einer Zahlung von bis zu
50000 Euro bestrafen, sollten
die Interessenvertreter falsche
oder unvollständige Angaben

machen. In einem früheren
Gesetzentwurf tauchte noch
das Bundesinnenministerium
als Kontrollinstanz auf. 
Zivilgesellschaftliche Organi-
sationen wie Abgeordneten-
watch oder Lobbycontrol for-
dern, eine Prüfstelle zu schaf-
fen, die institutionell unab-
hängig und parteipolitisch
neutral ist. Der Parlamentari-
sche Geschäftsführer der
CDU/CSU-Fraktion, Patrick
Schnieder, sagt hingegen:
»Wir brauchen keine neue
Behörde in Deutschland, um
Verstöße gegen ein beim Bun-
destag geführtes Lobbyregis-
ter zu ahnden. Das Parlament
hat mit der Bundestagsver -
waltung eine durchsetzungs-
starke Behörde, die hierzu
sehr gut in der Lage ist.« RED
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So gesehen

Waldheim
Donald Trump entdeckt ein
putziges Naturvölkchen.

� Viele halten ihn für gefährlich unge-
bildet, doch weit gefehlt: Jüngst blitzte
quasi nebenbei das weltenumspannen-
de Wissen des US-Präsidenten Donald
Trump auf, als er im TV-Sender Fox
News den sträflich selbstverschuldet
von Bränden heimgesuchten Ka li -
forniern und ihrer unfähigen demo -
kratischen Regierung ein kleines, weit-
gehend un bekanntes Völkchen als
 Vorbild empfahl: »Die leben dort im
Wald«, sprach Trump, »in ganz vielen
Waldstädten. Aber Feuer wie hier
haben sie keine, obwohl sie explosive-
re Bäume haben.«

Sie existieren also tatsächlich nicht
nur im Film: die Austros, ein auf dem
von der Erde aus komplett vom Jupiter-
mond Europa verdeckten bergigen
Waldplaneten Austria lebendes Natur-
volk. Eine kurzwüchsige, bepelzte 
und zahlenden Gästen aufgeschlossene
humanoide Spezies. Sie sind sehr 
lernfähig, kulinarisch außerordentlich
begabt, höchst feierfreudig und 
können vereinzelt ein bruchstückhaftes
Deutsch sprechen. In den Bäumen ihrer

Heimat errichten sie
Hütten und kom-
plette Dörfer, einzel-
ne Waldheime sind
mit Brücken und
Lianen miteinander
verbunden. Die 
Austros haben sogar
eine Art Regierung,
die ihre grüne Natur-
religion in Kombina-
tion mit strikter
Außenabschottung

durchsetzt. Es brennt bei ihnen prak-
tisch nie, und sie haben deshalb eine
gute Luft.

Demnächst will der US-Präsident sei-
ne neue »Space Force« zu den kleinen
Freunden auf Austria schicken, um von
ihnen zu lernen. Mit ihren explosiven
Bäumen sollen die Austros bei der Zer-
störung eines imperialen Todessterns
helfen. Stefan Kuzmany

Bei den
Austros
brennt es
praktisch
nie, und sie
haben des-
halb eine
gute Luft. Kryptomails

Hintertür verschlossen
� Die Staatsanwaltschaft Hannover hat
versucht, den E-Mail-Dienst Tutanota
zur Herausgabe von Daten zu zwingen.
Der Betreiber verschlüsselter E-Mail-
Accounts sollte alle eingehenden und aus-
gehenden Nachrichten eines bestimmten
E-Mail-Accounts vom April 2020 weiter-
leiten, wie dem ������� vorliegende
Dokumente zeigen. Den Account hatten
Ermittler aus dem europäischen Ausland
einem Verdächtigen zugeordnet, der ein
großes Lebensmittelunternehmen um
eine Millionensumme erpressen wollte.
Tutanota verschlüsselt Mails zwischen
seinen Kunden so, dass selbst der Betrei-
ber die Nachrichten der Kunden nicht
lesen kann. Um Mails zu entziffern, müss-
te Tutanota eine Art Hintertür program-

mieren. Dagegen wehrt sich der hanno-
versche Maildienst, der nach eigenen
Angaben mehrere Millionen Kunden hat.
»Es ist für uns technisch nicht möglich,
eine solche Funktion zu programmieren,
ohne dass die Verschlüsselung grundsätz-
lich unsicher wird«, sagt Geschäftsführer
Matthias Pfau. Das Amtsgericht setzte
gegen Pfau ein Ordnungsgeld fest, Tage
später beantragte die Staatsanwaltschaft
Beugehaft. Tutanota berief sich auf ein
Urteil des Europäischen Gerichtshofs,
wonach eine Herausgabepflicht nur für
Telekommunikationsprovider wie die
Telekom gilt. Bei Diensten, die nicht
selbst eine Verbindung zwischen Kunden
herstellen, sondern dafür Leitungen 
Dritter nutzen, greift die Regelung dem-
nach nicht. Das Landgericht Hannover
sah dies auch so; Pfau musste kein Ord-
nungsgeld zahlen. HPP
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Bochumer Shisha-Bar 

Nordrhein-Westfalen

Auflagen für Shisha-Bars
� Die nordrhein-westfälische Landesregie-
rung verpflichtet Shisha-Bars, ihre Ange-
stellten und Gäste besser vor Kohlenmo-
noxid-Vergiftungen zu schützen. Kommen-
de Woche soll ein von sechs Ministerien
erarbeiteter Erlass ergehen, nach dem die
Betreiber den Wert von 35 Milligramm
Kohlenmonoxid (CO) pro Kubikmeter
Luft nicht überschreiten sollen. CO ist ein
lebensgefährliches Gas, das freigesetzt
werden kann, wenn die Kohle auf den
Wasserpfeifen verbrennt. In den vergange-
nen Jahren kam es deutschlandweit zu
Dutzenden Fällen, in denen Barbesucher
vergiftet und ohnmächtig wurden. Künftig

müssen die Barbetreiber in Nordrhein-
Westfalen mechanische Lüftungsanlagen
einbauen. Pro Stunde und brennender
Wasserpfeife müssen damit »mindestens
130 Kubikmeter Luft nach außen bewegt
und durch Frischluft ersetzt werden«,
heißt es im Erlass. Abluft und Rauchgase
müssen über das Dach der Bar »mit 
einer Geschwindigkeit von mindestens sie-
ben Metern pro Sekunde abgeleitet«
 werden. Barbetreiber sind verpflichtet,
Kohlenmonoxidmelder mit Speicherfunk-
tion zu installieren. Außerdem müssen 
sie Warnschilder am Eingang zur Bar 
anbringen, auf denen vor Gesundheits -
gefahren gewarnt wird. Bei Verstoß 
gegen den Erlass drohen Bußgelder von
bis zu 50000 Euro. LE
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Deutschland

D ienstag, später Nachmittag, An-
gela Merkel ist zur Fraktionssit-
zung der Union ins Reichstags -
gebäude gekommen. Der Auftritt

ist wichtig, es rumort in ihrer Partei, seit-
dem klar ist, dass Berlin nach der Tragödie
im griechischen Flüchtlingslager Moria hel-
fen wird. Die Abgeordneten wollen eine
Erklärung der Kanzlerin.

Warum soll eigentlich wieder fast aus-
schließlich Deutschland einspringen? Was
ist mit den anderen Staaten Europas? Mit
Spanien, Österreich, vor allem aber mit
Frankreich, dem engsten und bislang zu-
verlässigsten Partner der Deutschen in der
Europäischen Union? Das wüsste die Bun-
deskanzlerin auch gern. 

Es ist wie so oft, wenn es in Europa 
um Flüchtlinge geht. Auf der griechischen
Insel brannte das Lager, und die meisten
europäischen Regierungschefs schauen
seither dem Drama mit verschränkten
 Armen zu. Es zeige sich das »ganze Elend
der euro päischen Asylpolitik«, schimpft
die Kanzlerin. Alle hätten gewusst, welch
»unhaltbare Zustände« in den Lagern
herrschten. Aber nichts sei in der EU
schwieriger als die Frage, wie Flüchtlinge
verteilt werden könnten, selbst Finanzver-
handlungen seien dagegen ein Kinderspiel.

So aufgebracht wie an diesem Dienstag,
das betonen sie in CDU und CSU, sei die
Kanzlerin schon lange nicht mehr gewesen.
Ausgerechnet Merkel, die meistens die

Nerven bewahrt, egal ob Donald Trump
über sie herzieht oder eine Pandemie die
Welt in Atem hält, ausgerechnet sie ringt
in diesen Tagen mit der Fassung. 

Deutschlands Ratspräsidentschaft sollte
der große Schlussakkord von Merkels
Kanzlerschaft werden. Auf der Brüsseler
Bühne wollte Merkel der Welt zeigen, wie
kraftvoll Europa trotz der geopolitischen
Verschiebungen und des Corona-Traumas
noch ist. Das Klima sollte eine gewichtige
Rolle spielen, ebenso die Beziehungen 
zu China. Doch dann brannte es auf Moria,
und die Frage ist, was mit den fast
13 000 Flüchtlingen aus dem weitgehend
zerstörten Lager passieren soll. Es zeigt
sich wieder einmal, wie sehr der Kontinent
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Bundeskanzlerin Merkel: Auf einmal zwischen allen Stühlen

Deutsches Solo
Migration Im Streit um die Verteilung der Flüchtlinge aus Griechenland lassen die 

meisten EU-Partner Berlin im Stich. In der deutschen Ratspräsidentschaft 
muss ausgerechnet die »Wir schaffen das«-Kanzlerin nach einer Lösung suchen. 



in einer zentralen Frage versagt und wie
zerstritten er ist. 

Berlin nimmt gut 1500 Flüchtlinge aus
Griechenland auf. Und sofort ruft Sebastian
Kurz, der Kanzler in Wien: »Wir werden
dem deutschen Weg hier nicht folgen.«
Willkommen in der EU.

Merkel, die sich in den vergangenen Mo-
naten neuer Popularität erfreuen konnte,
sitzt auf einmal zwischen allen Stühlen, in-
nen- wie außenpolitisch. Das Drama auf
Lesbos, das Leid Tausender Menschen, die
nach dem Brand plötzlich ohne Dach über
dem Kopf auf den Straßen der Insel leben,
wühlt viel von dem wieder auf, was zuletzt
in den Hintergrund getreten war: Land
und Koalition streiten über Humanität und
Härte, die Union fürchtet ein Aufleben der
Rechtspopulisten, die SPD wittert die
Chance, den Koalitionspartner zu spalten
und sich selbst als Hüterin der Moral dar-
zustellen. 

Und in Europa geht gar nichts voran.
Ein Mechanismus, ein Schlüssel, der die
Gestrandeten automatisch auf alle Mit-
gliedstaaten verteilt – schnell und ohne
Wirrwarr –, ist noch nicht gefunden. Seit
2015, als die Flüchtlingskrise ihren Anfang
nahm, ist keine Lösung in Sicht.

Das hat Merkel sich auch selbst zuzu-
schreiben. In den anderen Hauptstädten set-
zen viele darauf, dass am Ende Deutschland
immer einspringen wird, und das dürfte auch
an Merkels Alleingang aus dem Jahr 2015
liegen. Bis heute überwölbt ihre Entschei-
dung von damals, Hunderttausende Flücht-
linge ins Land zu lassen, die Diskussion.

Wie sensibel das Thema auch in ihrer Par-
tei und der Koalition noch ist, ließ sich in
dieser Woche beobachten. Nur mit Mühe
schaffte es Merkel, einen Kompromiss zu
schmieden, mit dem alle halbwegs leben
können, ihre Leute, die Sozialdemokraten,
die Griechen, ja sogar Horst Seehofer, der
bekanntlich nicht immer leicht zu kontrol-
lieren ist. Kurzzeitig war für Mittwoch sogar
ein Koalitionsausschuss zu dem Thema ge-
plant, die Union räumte ihn wieder ab.

Die SPD drängte seit dem Feuer in Moria
darauf, deutlich mehr Flüchtlinge aus Les-

bos aufzunehmen als die ursprünglich vom
CSU-Innenminister genannten 150 unbe-
gleiteten Minderjährigen. Saskia Esken,
die Parteivorsitzende, forderte einen »ho-
hen vierstelligen Betrag«, Vizekanzler
Olaf Scholz nannte öffentlich lieber gar
keine konkrete Zahl. Scholz weiß, dass an
der SPD-Basis längst nicht alle Anhänger
einer allzu offenen Asylpolitik sind.

Anfang der Woche ging dann plötzlich
alles sehr schnell. Am Montagnachmittag
erhielt das Bundesinnenministerium vom
Flüchtlingshilfswerk UNHCR detaillierte
Informationen. Auf den fünf griechischen
Inseln machte die Organisation eine be-
sondere Gruppe aus: 408 Familien, insge-
samt 1553 Menschen. 

Nun war sogar Seehofer für ein größe-
res Kontingent, vor allem weil auch die
 Griechen dem Plan zustimmten. Sie hatten
Sorge, dass ein zu großer Transfer von
Flüchtlingen in andere EU-Länder wie
eine Belohnung für die Brandstifter wirken
könnte. Gegen die Aufnahme von bereits
anerkannten Familien, die nicht nur aus
Lesbos kommen, hatten sie aber nichts ein-
zuwenden.

Um 19 Uhr fuhr Seehofer mit dem Pa-
pier ins Kanzleramt, Merkel war sofort
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Flüchtlingskinder auf Lesbos: Europäische Regierungschefs schauen mit verschränkten Armen zu

Scholz weiß, dass an der
SPD-Basis längst nicht
alle Anhänger einer allzu
offenen Asylpolitik sind.
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überzeugt. Am nächsten Morgen infor-
mierte der Minister die Arbeitsgruppe »In-
nen« der Unionsfraktion im Bundestag,
 jemand stach die Information der Einigung
zwischen Seehofer und Merkel an Jour -
nalisten durch, was wiederum bei Scholz
für Missstimmung sorgte. Es folgte ein klä-
rendes Gespräch zwischen Merkel, See-
hofer und Scholz am Telefon, schließ-
lich gab es den Vorschlag auf Papier.
Die SPD ergänzte noch einen Satz,
gegen 17 Uhr schickte Scholz eine
SMS: »Wir sind uns einig.« 

Dass Seehofer diesmal nicht aus-
scherte, ist Merkels Glück. Früher,
während der Flüchtlingskrise 2015,
unterstellte er ihr schon mal einen
Rechtsbruch, heute steht er fest an ih-
rer Seite. 

Auch Seehofer ist schwer frustriert
über den Unwillen der Nachbarstaaten,
Flüchtlinge aus Griechenland aufzuneh-
men. Am Rande einer Sitzung im Bundes-
tag zählte er auf, von wem Deutschland
aus seiner Sicht gerade im Stich gelassen
wird, nämlich von so ziemlich allen. 

Die Italiener, Zyprioten, Spanier, Por-
tugiesen, Griechen und Malteser wollten
nicht »auf allen Flüchtlingen sitzen blei-
ben«. Die skandinavischen Länder seien
»vornehm zurückhaltend«, die Visegrád-
Staaten und Österreich möchten von
Flüchtlingsverteilung nichts wissen. 

»Ich bin von der Haltung unserer
österreichi schen Nachbarn enttäuscht, sich
an der Aufnahme einer überschaubaren
Zahl von Schutzbedürftigen aus Griechen-
land nicht zu beteiligen«, sagt Seehofer
dem �������. »In einer solchen Situation
muss Europa Geschlossenheit zeigen.
Wenn wir nichts tun, stärken wir die poli-
tischen Ränder.«

Vor allem über das Verhalten der Fran-
zosen war man in der Bundesregierung ir-
ritiert. Sie hatten auf die Anfrage der Deut-
schen nicht reagiert. Ausgerechnet Paris,
das zuletzt bei der finanziellen Bewälti-
gung der Coronakrise so kooperativ war. 

Die Diskussion um die Frage, welche
Gruppen unter welchen Bedingungen in
Europa verteilt werden, ist auch deshalb
schwierig, weil es am Ende darum geht,
wie das weitere Schicksal der Menschen
aussehen soll. Sollen sie automatisch ein
Bleiberecht bekommen, eine neue Hei-
mat? Oder müssen sie ein Asylverfahren
durchlaufen, an dessen Ende auch eine Ab-
schiebung zurück ins Heimatland drohen
könnte? Die Vorstellungen dazu klaffen
weit auseinander, in Deutschland und ganz
Europa.

Wie es für die 1553 Geflüchteten wei-
tergeht, die Deutschland aufnehmen will,
ist immerhin klar. Sie sind bereits als
schutzbedürftig anerkannt und können
sich ein neues Leben aufbauen. Nach ihrer
Ankunft werden sie auf verschiedene Bun-

Manche Bundesländer drängen ange-
sichts der Verweigerungshaltung vieler
euro päischer Länder darauf, im Alleingang
helfen zu dürfen. Thüringen und Berlin
etwa wollen jeweils mehrere Hundert
Menschen von den Inseln evakuieren.

Die Finanzierung der Programme halte
man für unproblematisch, heißt es aus

Thüringen. »Als Land würden wir den
Kommunen die Menschen zuweisen
und dann auch für die Finanzierung
dort aufkommen«, sagt der Thürin-
ger Migrationsminister Dirk Adams
von den Grünen. Er glaube aber
nicht, dass die Kosten die entschei-
dende Frage seien.

Der Großteil der Migranten auf
den griechischen Inseln kommt aus

 Afghanistan. In Deutschland wird nicht
einmal jeder zweite Asylantrag von Af-

ghanen positiv beschieden. Die anderen
sind in den meisten Fällen lediglich gedul-
det oder müssen tatsächlich wieder das
Land verlassen. Für die Bundesregierung
allerdings dürfte entscheidend sein, sich
nicht zu viele Flüchtlinge mit unklarem
Asylstatus ins Land zu holen, zumindest
nicht, solange keine europäische Lösung
in Sicht ist.

Einen neuen Versuch, in dem Streit ei-
nen Schritt weiterzukommen, soll es nun
am Mittwoch geben. Dann will die EU-
Kommission ihr mehrfach verschobenes
Reformpaket für die Asyl- und Migrations-
politik vorstellen. Die genauen Pläne sind
noch nicht bekannt, auch weil es in diesen
Tagen noch hektische Absprachen mit ein-
zelnen EU-Ländern geben wird. Etwa in
der Frage, in welchen Fällen bereits an den
EU-Außengrenzen darüber entschieden
werden kann, wer eine Chance auf Schutz
hat und wer nicht. 

Klar ist, wie Kommissionschefin Ursula
von der Leyen am Mittwoch im Europa-
parlament sagte: Das Dublin-System, wo-
nach diejenigen EU-Länder, in denen Asyl-
bewerber zum ersten Mal auf europäi-
schen Boden gelangen, automatisch für
das komplette Verfahren zuständig sind,
soll abgeschafft werden. 

Zudem sollen Abschiebungen beschleu-
nigt werden. »Eine effektivere Rückfüh-
rung von Migranten, die in Europa keinen
Anspruch auf Asyl haben, wird einer un-
serer Schwerpunkte sein«, sagt EU-Innen-
kommissarin Ylva Johansson. Sie plädiert
zudem für einen »verpflichtenden Solida-
ritätsmechanismus«. Die EU-Länder müss-
ten sich darauf verlassen können, dass ih-
nen »andere EU-Länder im Notfall Flücht-
linge abnehmen«. Um die Blockade bei
Ländern wie Ungarn zu lösen, soll es ver-
schiedene Optionen geben, diese Solida-
rität zu leisten. »Um aber auch das klar
zu sagen: Damit, ein paar warme Decken
zu verteilen, wird es in keinem Fall getan
sein«, sagt Johansson.
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desländer verteilt und bekommen Unter-
künfte zugewiesen. Sie sollen integriert
werden und arbeiten können.

Im Vergleich dazu ist die Lage für Ge-
flüchtete, die in Griechenland bleiben,
deutlich schlechter. Auch anerkannten
Flüchtlingen drohe dort die Verelendung,
beklagt die Menschenrechtsorganisation
Pro Asyl.

Merkel, Seehofer und Scholz haben es
sich mit der Entscheidung, nur Anerkann-
te aufzunehmen, relativ leicht gemacht.
Doch der Druck auf die Kanzlerin, deut-
lich mehr Notleidende von den Inseln auf-
zunehmen, steigt.
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Kommissionschefin von der Leyen 
Hektische Absprachen vor Mittwoch



schwierigen Situation helfen. »Einen deut-
schen Alleingang sollte es allerdings nicht
noch mal geben. Das sendet die falschen
Signale. Alle weiteren Lösungen können
nur europäisch sein.«

Und der SPD-Abgeordnete Helge Lindh
mahnt an, Zustände wie in Moria dürfe es
nicht mehr geben. »Sonst werden wir in
Endlosschleife immer wieder über dassel-
be Problem reden.«

Viel Zeit hat Merkel nicht mehr, in rund
zwölf Monaten verabschiedet sie sich aus
der Politik. 

Trotzdem dürfte sie bis zuletzt versu-
chen, die europäische Asylpolitik umzu-
krempeln, allein schon, um sich interna-
tional ihren guten Ruf zu bewahren. Als
die Kanzlerin am Dienstag in der Frak -
tions sitzung auf die Folgen der Flüchtlings-
debatte zu sprechen kommt, erzählt sie
eine bittere Anekdote.

Sie und die anderen Regierungschefs,
sagt Merkel, seien in einer Videoschalte
gerade für ihre Migrationspolitik gerügt
worden – ausgerechnet von Chinas Präsi-
denten.

Katrin Elger, Florian Gathmann, Martin
Knobbe, Timo Lehmann, Veit Medick,
 Peter Müller, Lydia Rosenfelder, Christian
Teevs, Wolf Wiedmann-Schmidt

Deutschland

Die Pläne anzugehen ist nun Aufgabe
der Deutschen, die bis Ende des Jahres
noch die EU-Ratspräsidentschaft inne -
haben. Allerdings glaubt in Brüssel kaum
jemand daran, dass die große EU-Asyl -
reform bis dahin gelingt.

Aber was, wenn Europa sich nicht auf
ein festes Modell verständigen kann, wie
künftig Flüchtlinge verteilt werden? In
 diesem Fall könnte Berlin die Gangart
 verschärfen und über finanzielle Konse-
quenzen nachdenken. »Eines ist doch klar:
Europäische Solidarität ist keine Einbahn-
straße«, sagt Seehofer. »Wer sich in der Mi-
grationspolitik nicht solidarisch zeigt, kann
auch an anderer Stelle keinen Anspruch
auf solidarische Leistungen erheben.« Da-
bei, so betont auch er, könne es unter-
schiedliche Formen der Solidarität geben.

Der Sozialdemokrat Thomas Opper-
mann sieht den Umgangston Deutschlands
mit den europäischen Ländern, die keine
Flüchtlinge aufnehmen wollen, kritisch,
betont aber auch: »Natürlich brauchen wir
ein europäisches Migrationsrecht. Aber
am Ende würde ich kein Land zwingen,
gegen seinen Willen Flüchtlinge aufzuneh-
men. Wer das nicht möchte, muss in ande-
rer Form gleichwertige Beiträge zur Lö-
sung humanitärer Katastrophen leisten«,
sagt der Bundestagsvizepräsident. 

In der Koalition ahnt man, dass die
Flüchtlingsentscheidung von dieser Woche
nicht die letzte gewesen sein dürfte. In
Merkels Union fürchten sie, dass das The-
ma jederzeit hochkochen könnte. Jede wei-
tere Entscheidung wäre für die Union eine
Belastungsprobe.

Zwar sind die Zahlen seit 2015 deutlich
zurückgegangen, im laufenden Jahr wer-
den wohl nicht mehr als 100 000 Flücht-

linge nach Deutschland kommen. Aber die
AfD sitzt der Union stets im Nacken. Ak-
zeptanz, da sind sich viele Christdemokra-
ten sicher, dürfte es nur geben, wenn klar
ist, dass auch andere europäische Staaten
bereit sind zu helfen. 

»408 Familien von den griechischen In-
seln aufzunehmen, die bereits als Flücht-
linge anerkannt sind, halte ich für vertret-
bar«, sagte die Vorsitzende des Innenaus-
schusses im Bundestag, Andrea Lindholz
(CSU). Man müsse Griechenland in dieser

»Einen deutschen Allein-
gang sollte es nicht noch
mal geben. Das sendet
die falschen Signale.«

Aktiver Klimaschutz beginnt zu Hause � machen Sie mit!

»ZUKUNFT BRAUCHT 

ENERGIEEFFIZIENZ!«

machts-effizient.de



N ur wenige Meter von der Spree
entfernt, vor dem Eingang des
Bundespresseamts, prangte an
einem Junimorgen ein Banner

mit einem überdimensionierten blau-roten
C. An diesem Tag konnte der Bundes -
regierung kein Hinweis zu groß, kein Auf-
wand zu hoch sein, um auf sich aufmerk-
sam zu machen. Ihr Vorzeigeprojekt bei
der Bekämpfung der Corona-Pandemie
war fertig. Endlich. »#Ichappmit«, stand
auf den Werbeplakaten. 

Drinnen drängten gleich fünf Vertreter
der Bundesregierung und zwei Vorstände
von Telekom und SAP auf die Bühne, da-
neben stand der Präsident des Robert
Koch-Instituts. Sie wirkten wie glückliche
Eltern nach einer schwierigen Geburt.

Man habe nun nicht die erste, aber die
vielleicht »beste« Corona-App weltweit,
sagte der Chef des Kanzleramts, Helge
Braun (CDU). Innenminister Horst See-

hofer (CSU) lobte die »erstklassigen« Fach-
leute in den Ministerien. Und der Vor-
standschef der Telekom schwärmte, die
App sei ein »Rockstar«. 

Nur Gesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) mühte sich darum, die Erwartun-
gen zu dämpfen. Die App, sagte er, sei
»kein Allheilmittel«. Es war ein Satz wie
ein Fallschirm: Wer die Erwartungen klein-
hält, schlägt nicht so hart auf, wenn etwas
schiefgeht. 

Fast hundert Tage liegt die Euphorie des
Anfangs nun zurück. Mehr als 18 Millio-
nen Menschen haben die App inzwischen
heruntergeladen, die Bewertung in den
App-Stores von Apple und Google lag 
am Donnerstag bei 4,4 und 3,1 von fünf
Sternen, die Bundesregierung wertet das
alles als tollen Erfolg. 

Doch tatsächlich ist die Hoffnung auf
eine schnelle Einhegung des Virus via App
einer Ernüchterung gewichen. Vom »ganz

zentralen Baustein« des Pandemiemana-
gements, wie es Regierungssprecher Stef-
fen Seibert noch vor dem Start verkündete,
ist keine Rede mehr. Mittlerweile ist die
App in den Reden zu »einem Werkzeug
von vielen« geschrumpft. Was aber bringt
die App tatsächlich? Wie sehr hilft sie bei
der Eindämmung der Pandemie?

Eine Zwischenbilanz zu ziehen ist nicht
einfach, es mangelt an soliden Zahlen. So
kann keiner genau sagen, wie viele
Smartphone-Besitzer die App aktiv nutzen.
»Wir gehen aktuell von 14 Millionen aus«,
sagt die Telekom auf Anfrage. 17 bis 18 Mil-
lionen, antwortet ein Experte im Gesund-
heitsministerium auf dieselbe Frage. 

Nicht wenige Nutzer, das zeigen Kom-
mentare im Netz, sind genervt – von selt-

* Justizministerin Christine Lambrecht, Telekom-Chef
Timotheus Höttges, Innenminister Horst Seehofer,
Kanzleramtschef Helge Braun, Robert-Koch-Institut-
Präsident Lothar Wieler, Staatsministerin Dorothee Bär.
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Häkchen und Haken
Gesundheit Sie kostet viele Millionen Euro, die Bundesregierung bewarb sie als 

zentrales Mittel im Kampf gegen die Pandemie. Seit rund 
hundert Tagen läuft die deutsche Corona-Warn-App – doch hilft sie wirklich?
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Ressortchef Spahn (M.), Projektpartner bei App-Präsentation in Berlin am 16. Juni*: »Ganz zentraler Baustein« 



Laut einer Studie der Universität Oxford fängt eine
Tracing-App an zu wirken, sobald 15 Prozent der
Bevölkerung mitmachen. In Deutschland wären

das rund 12,5 Millionen Einwohner.

18,2 Mio.
Mal wurde die Corona-Warn-App

bisher heruntergeladen.

Umfrage zur Corona-Warn-App
Angaben in Prozent

Befragung im Juni vor der App-Einführung
Befragung im August

296 Befragte im August, die die App bereits nutzen

��
»Ich �nde die Bedienung der App einfach.«

��

»Ich habe das Gefühl, einen wichtigen
gesellschaftlichen Beitrag zu leisten.«

��

»Ich fühle mich sicherer,
seitdem ich die App verwende.«

��

»Ich �nde, dass die App meine
Privatsphäre gefährdet.«

»Würde sie auf alle Fälle nutzen/
Nutze die App bereits«

�� %

��

»Möchte sie auf keinen Fall nutzen«

��

��

»Durch die App wird sich die Anzahl
an Neuinfektionen reduzieren.«

��

�	

»Die App wird nichts ändern.«

��


�
Quelle: Umfrage von Kantar für die TU München und Initative D21 vom
9. bis 17. Juni 1005 Befragte und vom 20. bis 23. August 1036 Befragte
ab 18 Jahren, die das Internet privat nutzen

Quellen: Robert Koch-Institut, Stand 17. September;
Oxford University; Statistisches Bundesamt

samen Fehlermeldungen oder unverständ-
lichen Warnungen. Was die neue Fehler-
meldung »EN_Error« bedeute, fragte kürz-
lich ein Kunde im App-Store. Ein Ent -
wickler antwortete, das Problem liege bei
Apple. »Weder eine Neuinstallation noch
ein Neustart« würden helfen, aber:
»Manchmal gehen die Fehler von alleine
wieder weg.«

Die Vielzahl der Pannen ist bitter, auch
weil die App kein Schnäppchen war.
15 Mil lionen Euro hat ihre Entwicklung
gekostet, für »Wartung, Pflege« und Be-
trieb bis Ende kommenden Jahres werden
weitere 44,4 Millionen Euro fällig. Um sie
zu bewerben, gab die Regierung bis zum
27. August 9,4 Millionen Euro aus. »Diese
App verdient Ihr Vertrauen«, warb Bun-
deskanzlerin Angela Merkel in ihrem Pod-
cast kurz nach dem Start.

All der Reklame zum Trotz wachsen die
Downloadzahlen seit geraumer Zeit nur
noch langsam. Jeder zweite Onlinenutzer
hält die App inzwischen für wirkungslos,
wie etwa eine Befragung für die Initiative
D21 und die TU München gezeigt hat. 

Einige Gesundheits- und Digitalexper-
ten drängen daher darauf, die Anwendung
möglichst bald zu überarbeiten, bevor die
Infektionszahlen mit der kalten Jahreszeit
noch deutlicher steigen. »Die App muss
jetzt dringend weiterentwickelt werden,
damit sie wirksam ist«, sagt SPD-Gesund-
heitsexperte Karl Lauterbach. 

Auch der digitalpolitische Sprecher der
FDP-Bundestagsfraktion, Manuel Höfer-
lin, kritisiert, die Regierung habe sich nach
dem erfolgreichen Start »zu lange ausge-
ruht«. Außer Fehlerbeseitigung sei nichts
mehr passiert. Für ihn sei »völlig unver-
ständlich«, warum die App zwischenzeit-
lich nicht auch für ältere Handymodelle
und im App-Store auch für Schüler unter
17 Jahren verfügbar gemacht worden sei.

Der FDP-Mann lastet Gesundheits -
minister Spahn an, selbst zur Verunsiche-
rung der Nutzer beigetragen zu haben:
»Zeitweise hat er gleichzeitig von der
Warn-App, einer Datenspende-App und
einer Quarantäne-App geredet, das hat
viele verunsichert und wichtiges Vertrauen
gekostet.«

Tatsächlich war es Spahn, der das App-
Projekt maßgeblich anschob. Es schien pri-
ma in seine Agenda zu passen. Die Digita-
lisierung werde eines seiner Kernthemen,
hatte Spahn den versammelten Mitarbei-
tern seines Hauses verkündet, als er vor
mehr als zwei Jahren sein Ministeramt an-
trat. Zum Beweis richtete er eine eigene
Abteilung für die Digitalisierung ein, zum
Leiter machte er den Berliner Gesundheits-
politiker und Digital-Health-Experten
Gottfried Ludewig. 

In der Coronakrise nun gehört die
Warn-App zu den wenigen Maßnahmen,
mit denen sich der Gesundheitsminister

selbst in den föderalen Verästelungen von
Bund, Ländern und Kommunen profilie-
ren kann. Spahn verwies früh auf Erfah-
rungen aus Ländern wie Südkorea: Mit
Handydaten sei es dort gelungen, Infek -
tions ketten zu unterbrechen. Spahn sah
die App auch als einen Weg, um auf Dauer
wieder aus dem Lockdown zu finden. 

Doch bei der Durchsetzung des Projekts
ging Spahn zu forsch vor und verunsicher-
te viele Bürger. So wollte er anfangs den
Gesundheitsämtern ermöglichen, bei Tele -
komanbietern Handy-Funkzellendaten zu
verlangen, um Infektionsketten nachzu-
verfolgen. Nach heftigen Protesten, auch
der Justizministerin, zog Spahn die Idee
zurück. 

Schließlich plädierte er dafür, die Risiko -
ermittlung zentral auf einem Server des
Robert Koch-Instituts stattfinden zu lassen,
um so auch mehr Daten zur Pandemie -
bekämpfung zu gewinnen. Wieder gab es
Proteste: Hunderte Wissenschaftler und
Experten warnten vor einer »beispiellosen
Überwachung«. 

Die Bundesregierung entschied sich
schließlich für die sogenannte dezentrale
Lösung, wonach das Risiko einer Corona-
Infektion auf dem Smartphone selbst er-
mittelt wird. Apple und Google hatten
 ohnehin angekündigt, in ihren Betriebs-
systemen nur dezentrale Varianten zu
 unterstützen.

Quasi über Nacht beauftragten Kanz-
leramtschef Helge Braun und Spahn die
Chefs von Telekom und SAP, eine solche
Variante zu entwickeln. Sie erfüllt jetzt die
Belange des Datenschutzes, schwächelt
aber bei ihrer zentralen Aufgabe: früh 
und zuverlässig Infektionsketten zu unter-
brechen. 

So sieht es jedenfalls Patrick Larscheid.
Der Mediziner leitet das Gesundheitsamt
in Berlin-Reinickendorf. Seine Mitarbeiter
machen dort jeden Tag das, was auch die
App können sollte – Kontakte nachverfol-
gen, Betroffene warnen. Sie erledigen das
auf herkömmliche Weise: Sie befragen In-
fizierte und telefonieren deren Kontakten
hinterher.

Eigentlich sollte die App ihnen hier die
Arbeit erleichtern. Dem sei nicht so, sagt
Praktiker Larscheid und vergleicht das Pro-
jekt gar mit einem Fiasko im Haus von
Verkehrsminister Andreas Scheuer (CSU):
»Die App ist das Mautdesaster von Jens
Spahn, sie kostet eine Menge Geld und
hat keinen erkennbaren Nutzen.« Sie ver-
unsichere die Anwender mit ihren unspe-
zifischen Warnungen. »Diese App schadet
mehr, als dass sie hilft«, sagt der Amtsleiter. 

Um wirksam zu sein, hätte die App
nach Ansicht des Mediziners deutlich
mehr Daten erfassen müssen – zu Ort und
Zeit des Kontakts und auch zur Person.
»Die App sagt Ihnen ja nicht einmal, ob
der angebliche Risikokontakt im Freien
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stattgefunden hat, in der S-Bahn oder
beim Verwandtenbesuch in einem Kran-
kenhaus«, sagt Larscheid. Die Algorith-
men der App operierten mit groben Wahr-
scheinlichkeiten, das reiche nicht aus: »Sie
würden sich ja auch niemals in ein auto-
nomes Fahrzeug setzen, das nur vielleicht
nicht gegen einen Baum fährt.«

Andere Kritiker halten den gewählten
Weg für richtig, finden aber die Ausfüh-
rung mies. »Ich habe den Eindruck, dass
noch zu viele Menschen die Warn-App
nur im Eigeninteresse nutzen, also in der
Erwartung, selbst gewarnt zu werden, aber
ohne Bereitschaft, andere ihrerseits zu
warnen. Wenn das jedoch zu viele machen,
dann kann die App ihre Wirkung gar nicht
entfalten«, sagt die Digitalexpertin der Lin-
ken im Bundestag, Anke Domscheit-Berg. 

Tatsächlich könnte eine solche Verwei-
gerung eine seltsame Zahl erklären. Bis
vergangenen Dienstag sind der Telekom
zufolge nur 3613 Positivverifikationen
über die Hotline erfolgt. Selbst wenn man
davon ausginge, dass App-Nutzer die
Hygiene regeln befolgen und weniger oft
zu Risikogruppen gehören, wäre diese
Zahl irritierend klein – angesichts von
rund 80 000 bestätigten Neuinfizierten
seit Start der App.

Womöglich melden viele Infizierte also
ihren positiven Test gar nicht ihrer App.
Oder viele derjenigen, die die App in den
Anfangstagen heruntergeladen haben, nut-
zen sie nicht mehr. 

Die abnehmende Lust an der App könn-
te auch mit den vielen Pannen zu tun ha-
ben, die das Projekt begleiten. Anfangs
aktualisierte sie sich auf einigen Endgerä-
ten nicht automatisch wie vorgesehen im
Hintergrund – das heißt, die App warnte
in diesen Fällen nicht zuverlässig, wochen-
lang. Es dauerte lange, bis die Verantwort-
lichen den Fehler eingestanden. 

Nun verärgert eine neue Unzulänglich-
keit die Nutzer. Wer sein iPhone mit dem
neuen Betriebssystem 13.7 aktualisiert,
könnte in der App ein zu hohes Infek -
tionsrisiko angezeigt bekommen. Bis Mitte
dieser Woche war dieses Problem nicht be-
hoben.

An manchen dieser Stolperfallen sind
Apple, Google und Handyhersteller mit
schuld. Aber auch die Liste der hausge-
machten Mängel ist lang. Noch immer sind
nicht alle Labors, die Corona-Tests auswer-
ten, an das digitale System angeschlossen.
Aktuell sind es 134 von 171. Die Kunden
derjenigen, die nicht angeschlossen sind,
müssen weiterhin eine Hotline anrufen, um
sich im Infektionsfall positiv zu melden –
und dort ihre Telefonnummer angeben. Das
ist beileibe nicht so pseudonym und daten-
sparsam wie ursprünglich versprochen. 

Zudem müssen alle, die einen Corona-
 Test machen wollen, ganz altmodisch ein
ausgedrucktes Papier ausfüllen, das den

Namen »Muster 10C« oder »OEGD«
trägt. Kamen anfangs die Druckereien
nicht damit nach, genügend Exemplare
der Musterformulare für Arztpraxen und
Gesundheitsämter auszuliefern, gibt es
nun ein neues Problem. Damit Getestete
ihr Ergebnis schnell über die App mitge-
teilt bekommen, müssen sie auf dem For-
mular ihr Einverständnis ankreuzen. Viele
übersehen das Häkchen auf dem Blatt
 offenbar – und erhalten die Testergebnisse
daher nicht über die App, sondern mit -
unter per Post. Zeitverluste sind aber ein
Problem, wo es doch gerade darum geht,
Infektionsketten schnell zu durchbrechen.

Und schließlich ist da noch eine Studie
aus dem Trinity College in Irland, die den
Nutzen von Apps nach dem deutschen

 Modell in Bussen, Bahnen oder Flugzeugen
generell in Zweifel zieht. Dort sei die Ab-
standsmessung der Smartphones per Blue-
tooth unzuverlässig, so die Forscher. Genau
für solche Bereiche war die App aber auch
in Deutschland gedacht. Schließlich kann
man im Fall einer Infektion die Familienmit -
glieder, Freunde oder Kolleginnen schnell
benennen und informieren. Das gilt aber
meist nicht für Sitznachbarn im Bus oder
im Regionalexpress. Nun soll ein Fraun -
hofer-Institut selbst noch einmal Messun-
gen durchführen – in einem von der Bahn
bereitgestellten ICE und einem Airbus.

Die Verantwortlichen versuchen, die
Probleme zu relativieren. Man sehe die
App nicht als fertiges Produkt an, sondern
als »work in progress«, heißt es, bei IT-
Projekten sei das eben so. 

Tatsächlich laufen viele Apps im Aus-
land viel schlechter als in Deutschland.
Oder sie sind, wie in China, albtraumhafte
Überwachungs- und Kontrollinstrumente.
Und im Vergleich zu anderen quälend lang-
samen öffentlichen Digitalisierungsprojek-
ten in Deutschland wurde die App erstaun-
lich schnell auf den Markt gebracht.

Doch gemessen an den eigenen Ansprü-
chen kann die Bundesregierung nicht zu-
frieden sein. »Am Anfang gab es einen gro-
ßen Hype um die App, die Erwartungen
waren völlig überzogen«, sagt Maria Klein-
Schmeink, gesundheitspolitische Spreche-
rin der Grünenfraktion. Ministerpräsident
Markus Söder (CSU) stichelt aus Bayern,
die App sei »noch kein ganz großer Er-
folg«. Er rate zu überlegen, wie man sie
verbessern könne.

Andere haben das schon getan. Der
SPD-Gesundheitsexperte Lauterbach hat
mit seinem Parteifreund Henning Till-
mann, dem Co-Vorsitzendenden des digi-
talpolitischen Vereins D64, schon Vor-
schläge für Erweiterungen der App ge-
macht. Ein freiwilliges Kontakttagebuch
beispielsweise, in das man täglich seine
Begegnungen eintragen kann – und so im
Infektionsfall auch jene Menschen warnen
könnte, die die App nicht nutzen. 

Auch neuere Erkenntnisse über die Ver-
breitung des Virus sollte man nun be -
rücksichtigen, sagt Softwareentwickler
Tillmann – etwa Warnungen bei beson-
ders gefährlichen Menschenansammlun-
gen, welche die App sogar live erkennen
könne. 

Nach rund hundert Tagen ist zumindest
so viel klar: Die Hoffnungen, die Pande-
mie lasse sich durch Apps effektiv ein -
dämmen und der Datenschutz zugleich
umfänglich bewahren, haben sich nicht
 erfüllt – nicht in Deutschland, aber auch
in keinem anderen Land der Welt. 

Jens Spahn verweist seit Wochen darauf,
dass die App in Deutschland öfter herun-
tergeladen wurde als in allen anderen EU-
Ländern zusammen. Hinter den Kulissen
arbeiten seine Experten bereits an Verbes-
serungen. So wird geprüft, ob ein Einsatz
von Bluetooth-Armbändern für Leute
ohne moderne Smartphones helfen könn-
te, die Nutzerzahlen zu erhöhen. Aller-
dings wären sie nach jetzigem Stand nur
schwer ins System zu integrieren. 

Vermutlich aber muss man sich schlicht
von dem Anspruch verabschieden, die
App als Superwaffe in der Pandemiebe-
kämpfung anzusehen. FDP-Mann Höfer-
lin formuliert es so: »Ich habe mir gesagt,
die App ist freiwillig, datensparsam, sie
kostet weder Geld noch besonders viel
 Akkuleistung – und wenn ich nur helfe,
eine einzige Infektionskette zu unterbre-
chen, dann hat sie sich schon gelohnt.«

Marcel Rosenbach, Cornelia Schmergal
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68,8 Mio.  
betragen die vereinbarten bzw.
kalkulierten Gesamtkosten der

Corona-Warn-App bis Ende 2021.

Quelle: Bundesministerium für Gesundheit
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App-Werbung in Bundesligastadion
Mehr als neun Millionen für Reklame
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Sie könnten verschiedener nicht sein:
 Kubicki, 68, stellvertretender Parteivorsit-
zender der FDP und Vizepräsident des Bun-
destags, und  Kuhle, 31, innenpolitischer
Sprecher der Bundestagsfraktion und FDP-
General sekretär in Niedersachsen. Der eine
steht am Ende seiner politischen Karriere,
der andere am Anfang. Kubicki wurde be-
kannt, weil er sich gegen seine Partei
 profilierte; Kuhle scheut den öffentlichen
Konflikt mit Parteichef Christian Lindner.
Der FDP-Vorsitzende war nicht begeistert,
als er erfuhr, dass die beiden sich mit dem
������� zum Streitgespräch ver abredet
hatten. Die erste  Runde fand im März statt,
wenige Wochen nach dem Eklat von Erfurt,
bei dem sich der FDP- Politiker Thomas
Kemmerich mit den Stimmen der AfD zum
Ministerpräsidenten von Thüringen wählen
ließ. Kurz vor dem FDP-Bundesparteitag
Mitte September trafen beide im ������� -
Hauptstadtbüro erneut aufeinander.

SPIEGEL:Herr Kubicki, in unserem ersten
Gespräch kurz vor dem Lockdown beklag-
ten Sie sich über die vielen »Hypes«  unserer
Zeit. Als Beispiel nannten Sie die Corona-
krise. Sie prophezeiten damals, es würden
»deutlich weniger Menschen an Corona ster-

ben als an einer normalen Grippe«, und
meinten, wir müssten jetzt »nicht alle
 aufhören, uns zu begegnen und nur noch
über Videokonferenz zu kommunizieren«.
Haben Sie die Pandemie unterschätzt?
Kubicki: Nein. Wir hatten im Jahr 2017/18
nach Angaben des Robert Koch-Instituts
in Deutschland rund 25000 Grippetote,
die Zahl der Corona-Toten beläuft sich
 bislang auf knapp 10000. Der zuvor pro -
gnostizierte Weltuntergang ist also zum
Glück ausgeblieben.
SPIEGEL: Ist das nicht zynisch? So viele
Grippetote wie 2017/18 sind eher selten,
sagt das Robert Koch-Institut. 
Kubicki: Natürlich ist jeder Tote einer zu
viel, aber ich sag mal so: Wir haben damals
auf den Lockdown verzichtet. Und abso-
luten Lebensschutz kann es staatlicherseits
nicht geben. Das Oberverwaltungsgericht
Magdeburg hat vor Kurzem geurteilt, dass
der Staat keinen Schutz vor Infektionen
garantieren kann. Wir werden mit diesem
Virus dauerhaft leben müssen.
SPIEGEL: Herr Kuhle, Sie waren damals
nicht so unbekümmert. Wolfgang Kubicki
gab Ihnen die Hand, Sie zögerten.  Warum?
Kuhle: Ich kam gerade von einem Corona-
 Test. Ich war zwar nur kurz in einem

Raum mit einer Risikoperson, wollte es
aber abklären lassen, weil ich Husten und
Schnupfen hatte. Zum Glück war der Test
negativ. Andere in der FDP sind zum Teil
schwer erkrankt.
SPIEGEL: Wie haben Sie den Lockdown
verbracht?
Kuhle: Mein Freund ist Unternehmens -
berater und normalerweise viel unterwegs.
Wir leben in einer Maisonettewohnung
auf 64 Quadratmetern mit einem Schlaf-
und einem Wohnbereich, aber keiner Tür
dazwischen. Wenn beide den ganzen Tag
in Video- und Telefonkonferenzen sind,
kommt es zu Problemen, die irgendwann
in der Frage münden: Wer geht jetzt ins
Badezimmer? An Tagen, an denen ich von
morgens bis abends Fraktionsgremien
 hatte, saß ich schon mal sechs Stunden auf
der Badewanne.
SPIEGEL: Herr Kubicki, Sie gehen mit
 Ihrer Frau gern auf Partys. Wie haben Sie
es zu zweit zu Hause ausgehalten?
Kubicki: Erstaunlich gut. Wir haben uns
jeden Tag gestritten und jeden Tag wieder
versöhnt. Eine besondere Erfahrung war,
dass wir nicht essen gehen konnten. Meine
Frau sagt immer: »Wenn der liebe Gott ge-
wollt hätte, dass ich kochen kann, hätte er
keine Restaurants erfunden.« Also haben
wir uns mit Pfannen und Töpfen einge-
deckt und angefangen, gemeinsam zu ko-
chen. Das war sehr erheiternd, vor allem
wenn man den Wein nicht nur zum Ab -
löschen nimmt. Es führt allerdings auch
dazu, dass man an Gewicht zunimmt.
SPIEGEL:Ihre Partei ist nicht so gut durch
die Coronakrise gekommen wie Sie. Die
FDP liegt bei knapp über fünf Prozent.
Wie erklären Sie sich das?
Kuhle: Wir waren in Umfragen schon vor
Corona gesunken. Das lag vor allem an
den Ereignissen in Thüringen im Februar.
SPIEGEL: Sie meinen den Eklat, den Ihr
Parteifreund Thomas Kemmerich aus löste,
als er sich mit den Stimmen der AfD zum
Ministerpräsidenten wählen ließ. Herr Ku-
bicki, was hat Sie geritten, Kemmerich zu
dem »großartigen Erfolg« zu gratulieren?
Kubicki: Die spontane Freude, dass wir
als FDP nach 70 Jahren wieder einen Mi-
nisterpräsidenten haben, der mir lieber ist
als jeder andere Ministerpräsident aus
 anderen politischen Parteien.
SPIEGEL: Dass Herr Kemmerich mit den
Stimmen der AfD gewählt wurde, empfan-
den Sie nicht als Problem?
Kubicki: Das empfand ich in der sponta-
nen Reaktion nicht als Problem. Sogar So-
zialdemokraten haben uns damals spontan
gratuliert. Ich empfand es auch nicht als
Problem, dass Wolfgang Schäuble mög -
licherweise mit AfD-Stimmen zum Bun-
destagspräsidenten gewählt wurde oder ich
zum Vizepräsidenten. Das Problem in Thü-
ringen war, dass es keine demokratische
Mehrheit ohne die Beteiligung einer ganz
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SPIEGEL-StreitgesprächParteivize Wolfgang Kubicki und
Innenpolitiker Konstantin Kuhle über die Krise der FDP, den

Umgang mit Corona-Demonstranten und die Flüchtlingspolitik 

»Vielleicht muss 
ich noch mehr auf
die Pauke hauen«

»Du bist mein
liebster Karriere -
feigling!« 



linken oder ganz rechten Fraktion gab. Mi-
nisterpräsident Bodo Ramelow hat immer
noch keine parlamentarische Mehrheit. Er
hat später übrigens selbst einem AfD-Kan-
didaten ins Vizepräsidentenamt verholfen.
Das hat die FDP nicht getan.
Kuhle: Wie du gerade sagst, ist der ent-
scheidende Unterschied, dass du auch Vize -
präsident geworden wärst, wenn dich
 keiner aus der AfD gewählt hätte, weil die
Stimmen der anderen Fraktionen aus -

gereicht hätten. Das war das Problem in
Thüringen, und das sollten wir auch nicht
schönreden.
SPIEGEL:Sie sagten damals, Kubicki habe
einen »leichten Hau«.
Kuhle: Ich habe mich geärgert, dass Wolf-
gang spontan gratuliert hat, ohne mal da-
rüber nachzudenken, was das auslöst.
Kubicki: Wie lange hast du denn nach -
gedacht, bevor du gesagt hast, ich hätte
 einen »Hau«?

SPIEGEL:Nehmen Sie Kuhle das übel? 
Kubicki: Nein, Quatsch. Wir haben ein
entspanntes Verhältnis zueinander. Ich
weiß aus meiner eigenen Geschichte, dass
es immer gut ist, wenn man sich an jeman-
dem abarbeiten kann – und dadurch sei-
nen eigenen Bekanntheitsgrad erhöht.
SPIEGEL: Wir haben den Eindruck, dass
Sie für zwei sehr unterschiedliche Politi-
kertypen stehen. Der eine omnipräsent,
aber dafür oft gegen die Parteilinie unter-
wegs. Der andere teamorientiert, aber
 dadurch weniger sichtbar.
Kubicki: Ich war mehr als 20 Jahre lang
Fraktionschef der Freien Demokraten im
Landtag von Schleswig-Holstein. Das
 können Sie nicht, ohne teamorientiert zu
sein. Aber dazu gehört auch, dass der Trai-
ner seiner Mannschaft gelegentlich sagt,
wenn etwas falsch läuft. Was Konstantin
Kuhle angeht: Er ist so, wie er ist. Wir ge-
hören zu unterschiedlichen Generationen.
Ich bin aufgewachsen, als es noch Ruinen
gab. Er dagegen hat Mangel nicht erleben
müssen.
Kuhle: Ich finde, dass man sich als junger
Politiker nicht für fehlende Nachkriegs -
erfahrung entschuldigen muss. Es wäre ja
schlimm, wenn wir als Anspruch an Poli -
tiker hätten: Euch muss es mal richtig
schlecht gegangen sein, sonst könnt ihr keine
vernünftigen Entscheidungen treffen. Was
die Themen Mut und Haltung angeht, habe
ich einiges von Wolfgang Kubicki  gelernt.
Ich erinnere mich an eine Rede in Hamburg.
Die hast du damit bestritten, Kernenergie,
Auslandseinsätze der Bundeswehr und Stu-
diengebühren abzulehnen. Die Leute haben
dich dafür abge feiert, dabei war es zu hun-
dert Prozent das Gegenteil von dem, was
im FDP-Parteiprogramm stand.
Kubicki: Es stand nur nicht im Programm
der Bundes-FDP, in dem der schleswig-hol-
steinischen schon. 
SPIEGEL:Wie erklären Sie sich Ihr unter-
schiedliches Auftreten, zum Beispiel nach
Thüringen?
Kubicki: Wir sind unterschiedliche Cha-
raktere. Sigmar Gabriel würde sagen, er
und ich sind Straßenkämpfer. Konstantin
Kuhle wägt lieber ab. 
Kuhle: Warte mal ab!
Kubicki: Ja, ich hoffe noch auf dich. Des-
wegen denunziere ich dich ja als meinen
liebsten Karrierefeigling. Natürlich muss
ein junger Politiker immer abwägen, wie
viele Wettbewerbe auf dem Spielfeld er be-
herrschen kann. Aber ich glaube, dass Kon-
stantin Kuhle mit seinen vielen Fähigkeiten
deutlich mehr aus sich machen könnte.
SPIEGEL: Herr Kuhle, Sie gelten in der
FDP als großes Talent. Auf dem Bundes-
parteitag am 19. September soll ein neuer
FDP-Generalsekretär gewählt werden.
Warum stehen Sie nicht zur Wahl?
Kuhle: Weil wir mit Volker Wissing als am-
tierenden Wirtschaftsminister in Rheinland-
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Pfalz ein starkes Signal für die Regierungs-
fähigkeit der FDP aussenden. Und weil ich
wieder Generalsekretär der FDP Nieder-
sachsen werden will. Wir haben dort 2021
Kommunalwahlen und 2022 Landtagswahl,
beides ist für uns sehr wichtig.
Kubicki: Das hast du schön auswendig
 gelernt. 
SPIEGEL:Warum muss Generalsekretärin
Linda Teuteberg vorzeitig abtreten?
Kubicki: Weil aufseiten des Bundesvorsit-
zenden offensichtlich nicht mehr ausrei-
chend Vertrauen in die Problemlösungs-
möglichkeiten der Generalsekretärin vor-
handen ist. Christian Lindner hat erklärt,
dass er mit Blick auf die Bundestagswahl
im nächsten Jahr eine Neuaufstellung für
sinnvoll hält. 2021 wird für die Freien De-
mokraten ein hartes Jahr. Es ist nicht aus-
gemacht, dass wir die 10,7 Prozent von
der letzten Bundestagswahl wiederholen. 
SPIEGEL:Hat Linda Teuteberg Ihre Erwar-
tungen enttäuscht? 
Kubicki: Bis Corona hat Linda Teuteberg
die Erwartungen erfüllt. Aber jetzt befin-
den wir uns in einer Phase, in der ihre
 abwägend-ruhige Art nicht mehr ausreicht,
um medial durchzudringen. 
SPIEGEL: Auch Lindners Stellvertreterin
Katja Suding hat ihren Rückzug angekün-
digt. Hat die FDP ein Frauenproblem?
Kubicki: Niemand ist mehr qualifiziert,
weil er ein bestimmtes Geschlecht hat. Wa-
rum muss ich mich jetzt einer bestimmten
Klassifizierung unterwerfen, nur weil an-
dere glauben, das sei sinnvoll? Ich halte
Frauen nach wie vor die Tür auf. Ich finde
auch, dass man sagen kann, eine Frau ist
charmant, ohne dass man gleich in die
 MeToo-Debatte hineingezogen wird. 
Kuhle: Ich finde es richtig, dass es heute
eine andere Aufmerksamkeit für bestimm-
te Probleme gibt, die durch Männer ver-
ursacht werden. Das kann man durchaus
anerkennen. Und man kann auch Frauen
fördern, ohne zu betonen, wie übertrieben
man die MeToo-Debatte findet.
Kubicki: Das sagst du mir? Mangelndes
Engagement kann man mir in dieser Frage
bestimmt nicht vorwerfen! Ich habe Linda
Teuteberg mehrfach gegen den Willen ih-
res Landesverbandes für Führungspositio-
nen vorgeschlagen und mir dafür mächtig
Ärger eingehandelt. Aus meinem Landes-
verband sind zwei Drittel der Abgeordne-
ten im Deutschen Bundestag weiblich.
Kuhle: Trotzdem verzeichnen wir bei den
FDP-Mitgliedern immer weniger Frauen.
Das muss ja einen Grund haben. Vielleicht
hat das auch damit zu tun, wie wir uns
 habituell gegenüber Frauen äußern. Mich
nervt, dass sich in der FDP die Antwort
auf die Frage, wie wir mehr Frauen in
 Verantwortung bekommen, oft in dem
Satz erschöpft: Wir sind gegen die Quote.
Die Antwort reicht aber am Ende nicht
aus.

ich als innenpolitischer Sprecher auch
selbst dafür verantwortlich, wie wir als
Partei in diesem Bereich wahrgenommen
werden. Vielleicht muss ich öfter auf Wolf-
gang hören und bei dem Thema noch ein
bisschen mehr auf die Pauke hauen.
SPIEGEL:FDP-Außenpolitiker Alexander
Graf Lambsdorff ist der Meinung, die
 Äußerungen von Gerhart Baum seien für
die FDP genauso relevant wie Äuße -
rungen von Lothar Matthäus zum FC
 Bayern. 
Kubicki: Ich halte die Äußerung von Graf
Lambsdorff für unangemessen. Das wird
der Rolle von Gerhart Baum in der FDP
nicht gerecht. Er ist nach wie vor identi-
tätsstiftend – genauso wie Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger. 
SPIEGEL:Soll die FDP auch unzufriedene
AfD-Wähler einsammeln?
Kubicki: Das hat die SPD in gleicher
 Weise getan. Die Aufgabe besteht logi-
scherweise darin, Wähler, die nicht Neo-
faschisten sind, in den demokratischen Dis-
kurs zurückzuholen. 
SPIEGEL: Gilt das auch für die Corona-
Leugner und Rechtspopulisten, die neulich
auf die Reichstagstreppen gestürmt sind?
Sind das für Sie potenzielle Wähler?
Kuhle: Die Polarisierung in der Wahrneh-
mung dieser Demonstrationen geht mir
 unglaublich auf den Geist. Ich habe am
letzten Sonntag am Reichstagsgebäude
eine Unternehmerin aus Fulda getroffen,
die Zweifel an bestimmten Zahlen des
 Robert Koch-Instituts hatte. Neben ihr
stand ein Typ mit Reichsflagge und dane-
ben eine Impfgegnerin. Wir müssen in der
Lage sein, diese Leute voneinander zu
trennen: Es ist nicht in Ordnung, mit dem
Symbol undemokratischer deutscher Staa-
ten durch Berlin zu marschieren. Es ist
auch nicht in Ordnung, Verschwörungs-
theorien zu verbreiten und neben Rechts-
radikalen zu marschieren. Aber es ist in
Ordnung, Fragen zu stellen. Wenn in der
FDP-Wählerschaft Menschen staatliches
Handeln hinterfragen, ist das ein gutes
 Zeichen.
Kubicki: Ich fand das Berliner Demons-
trationsverbot auch irre. Trotzdem würde
ich bei solchen Demonstrationen nicht mit-
laufen. Ich halte die dort geäußerte Kritik,
der Rechtsstaat sei abgeschafft, für falsch.
Die vielen Entscheidungen von Oberver-
waltungs- und Landesverfassungsgerich-
ten beweisen doch, dass der Rechtsstaat
funktioniert. Denjenigen, die sagen, wir
leben in einer Merkel-Diktatur, sage ich:
Finde ich komisch, denn ihr dürft doch
jetzt demonstrieren. 
Kuhle: Wir müssen aufpassen, dass wir
 bestimmte Leute, die sich ernsthaft Sorgen
machen, nicht verlieren. Ich habe einen
Apotheker bei mir im Wahlkreis, der hat
sich ein Bein ausgerissen, um FFP2-Mas-
ken für Krankenhäuser und Pflegedienste
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»Das hast du schön
 auswendig gelernt.«

Wolfgang Kubicki

»Wir senden ein starkes
Signal für die Regie-

rungsfähigkeit der FDP.«
Konstantin Kuhle

SPIEGEL: FDP-Urgestein Gerhart Baum
kritisiert, unter Lindner seien »wichtige
 liberale Themenbereiche wie die Bürger-
rechtspolitik verblasst« Hat er recht?
Kuhle: Gerhart Baum, Christian Lindner,
Wolfgang Kubicki und viele weitere 
 – meine Person eingeschlossen – klagen
gemeinsam vor dem Bundesverfassungs-
gericht gegen verschiedene Bürgerrechts-
einschränkungen, namentlich die Vorrats-
datenspeicherung und die Quellen-Tele-
kommunikationsüberwachung. Wir sind
in dieser Frage präsent. Ein Stück weit bin



zu besorgen. Jetzt hat der ein Bußgeld be-
kommen, weil er die Masken mit einem
englischen Beipackzettel verkauft hat, weil
das gegen die Kennzeichnungspflicht ver-
stößt. Der versteht die Welt nicht mehr,
der ist richtig wütend.
Kubicki: Ich sitze ja in Schleswig-Holstein
auch im Koalitionsausschuss und habe
selbst erlebt, wie wenig über die recht -
lichen Grundlagen nachgedacht wurde,
nach dem Motto: Es dient ja einem guten
Zweck. Ich war neulich auf einer Hochzeit,
da waren 53 Gäste statt der 50 vorgeschrie-
benen. Der Bräutigam sagt zu mir: »Wie
irre ist das denn, ich darf jetzt meine Frau
küssen, aber tanzen darf ich mit ihr nicht.«
Ich habe ihm gesagt: »Tanz mit deiner
Frau, ich verteidige dich vor Gericht.« Die
Menschen sind zu Einschränkungen bereit,
aber sie müssen plausibel sein. 
SPIEGEL: Die Grünen haben von der
Schwäche der Union profitiert, die FDP
nicht. Finden Sie es richtig, dass Lindner sich
beinahe reflexartig von den Grünen absetzt?
Kubicki: Unser Hauptmitbewerber sind
CDU/CSU, nicht die Grünen. Aber es gibt
bei mir auch den Reflex, dass ich die mo-
ralische Impertinenz ablehne, mit der die
Grünen ständig auftreten.
Kuhle: Sehr viele Unionswähler sind für
die FDP erreichbar, aber das Wahlverhal-
ten wird auch insgesamt flexibler. Wir ha-
ben bei der Bürgerschaftswahl in Hamburg
und bei der Europawahl mehr Stimmen
an die Grünen verloren als an die Union.
Bei der letzten Landtagswahl in Nord-
rhein-Westfalen haben wir mehr von der
SPD gewonnen als von der Union. Es gibt
in der Mitte der Gesellschaft Menschen,
die wollen den Soli abschaffen und trotz
der Klimakrise nicht auf ihr Auto verzich-
ten. Die wählen aber trotzdem die Grünen,
weil sie sich mit der Nachdenklichkeit und
Emotionalität von Robert Habeck einiger-
maßen wohlfühlen. Wir als FDP müssen
zum Ausdruck bringen, dass uns die Situa-
tion der Flüchtlinge auf den griechischen
Inseln nicht egal ist, dass wir ein Verständ-
nis dafür haben, dass der Klimawandel
eine Generationenaufgabe und gleichzei-
tig die deutsche Wirtschaft nicht egal ist.
Dann können wir Leute auch dazu brin-
gen, liberal statt grün zu wählen.
SPIEGEL:Auch bei der Flüchtlingspolitik
hört man aus der FDP sehr unterschied -
liche Töne. Sie, Herr Kuhle, haben ein La-
ger auf Lesbos besucht. Sie, Herr Kubicki,
sagten nach den Ausschreitungen von
Chemnitz: »Die Wurzeln für die Ausschrei-
tungen liegen im ›Wir schaffen das‹ von
Kanzlerin Angela Merkel.«
Kubicki: Ich habe gesagt, die Wurzeln lie-
gen auch im »Wir schaffen das«. Frau Mer-
kel hat versäumt zu erklären, was »das«
sein soll. 
Kuhle: Ich fand Wolfgangs Satz nicht
glücklich. Er lässt die Interpretation zu,

dass der Rechtsradikalismus oder die AfD
legitime Antworten darauf wären, mit der
Flüchtlingspolitik nicht einverstanden zu
sein. Wolfgang hat recht, dass wir als FDP
denjenigen ein Angebot machen müssen,
die nicht wollen, dass sich bestimmte
 Fehler von Angela Merkel wiederholen.
Drohungen gegen die freiheitlich demo-
kratische Grundordnung wie in Chemnitz
müssen wir aber klar zurückweisen. 
Kubicki: Du verbindest eine Analysefrage
mit einer normativen Wertung. Das halte
ich für unzulässig. Dann kannst du gar
 keinen Satz mehr sagen. Die Frage lautet:
Warum ist die AfD nach 2015 so stark ge-
worden? Meine These ist: Sie wäre nie so
stark geworden, wenn die Kanzlerin das
»das« erklärt hätte. 
Kuhle: Es gibt aber Menschen, die wollen
das humanitäre Flüchtlingsrecht, wie es in

Grundgesetz und Völkerecht verankert ist,
abschaffen.
Kubicki: Das geht ja nicht, das ist verfas-
sungswidrig. 
Kuhle: Seit wann lässt sich die AfD mit
dem Argument der Verfassungswidrigkeit
vom Gegenteil überzeugen?
Kubicki: Wir reden momentan nicht über
Funktionäre der AfD, sondern über Wäh-
lerinnen und Wähler. Ich kenne Leute, die
AfD gewählt haben, von denen ich das nie
vermutet hätte. Die wollten kein Asylrecht
abschaffen. 
Kuhle: Einverstanden. Ich wünsche mir
trotzdem, dass wir Menschen, die Ras -
sismus und Fremdenfeindlichkeit auf die
Straße tragen, keine Entschuldigungs -
erzählung an die Hand geben. Ich befürch-
te, so ein Satz wie »Merkel ist daran
schuld«…

37DER SPIEGEL  Nr. ��  /  � �. �. � � � �

Deutschland

Wir beraten im Rahmen von § 4 Nr. 11 StBerG. www. vlh.de

Aufnahme- 
gebühr sparen 
mit dem Stichwort 
ŒSpiegel•
 Gültig bis 28.02.2021

Steuern? Lass ich machen. 
Von der VLH. 
 Full-Service vom Steuerpro“

 Durchschnittlich mehr als 1.300 Euro Erstattung*

 Marktführer mit rund 3.000 Beratungsstellen

 Mehr als 1 Mio. Mitglieder 
 * in Erstattungsfällen

Das ist meine Steuererstattung

Jetzt in die Verlängerung mit VLH: bis 28.02.2021Vorteil VLH!



38

Deutschland

Kubicki: …das habe ich nicht gesagt! Ich
wehre mich dagegen, dass hier ein Popanz
aufgebaut wird, um die eigenen Wertun-
gen loszuwerden. Rund 70 Prozent der
Deutschen haben bei bestimmten Themen
mittlerweile das Gefühl, sie könnten ihre
Meinung nicht mehr frei sagen. Das ist ein
Demokratieproblem. Wenn wir das alles
unter eine Humusschicht kehren, wird das
irgendwann explodieren.
SPIEGEL:Herr Kuhle, nach dem Brand im
Flüchtlingslager Moria will die Bundes -
regierung rund 1500 weitere Flüchtlinge
aus Griechenland aufnehmen. Eine rich -
tige Entscheidung?
Kuhle: Familien mit Kindern sowie aner-
kannte Flüchtlinge sollten von der Insel
Lesbos evakuiert werden. Was wir in der
derzeitigen Debatte aber nicht brauchen,
ist ein Basar um Zahlen. Viel entscheiden-
der wäre es, wenn die Bundesregierung
im Rahmen ihrer EU-Ratspräsidentschaft
endlich Fortschritte bei einer Reform des
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems

hinbekäme. Nur so befrieden wir diese
Frage langfristig.
SPIEGEL:Herr Kubicki, als Grünenchef Ro-
bert Habeck kurz vor Weihnachten vergan-
genen Jahres die Aufnahme unbegleiteter
Flüchtlingskinder aus Griechenland forder-
te, warfen Sie ihm eine »reine PR-Aktion«
vor. Es sei darauf zu achten, dass aus »vor-
geblich humanitären Gründen« keine neu-
en unkontrollierten Fluchtbewegungen ent-
stünden, argumentierten Sie. Fürchten Sie,
dass die aktuelle Entscheidung der Bundes-
regierung neue Fluchtanreize schafft?
Kubicki: Eine Politik der Humanität zeich-
net sich dadurch aus, dass sie jeden Tag
praktiziert wird, nicht nur einmal kurz vor
Weihnachten. Es ist richtig und notwendig,
dass wir Kinder und Kranke den schlim-
men Bedingungen vor Ort nicht länger aus-
setzen. Insofern halte ich die begrenzte
Entscheidung der Bundesregierung für
richtig. Aus rechtsstaatlicher Sicht ist es
aber nicht akzeptabel, dass einige wenige 

* Severin Weiland und Christoph Schult am 9. März 
in Berlin.

im Lager offenbar versucht haben, das
Leid noch weiter zu erhöhen und sich
durch Straftaten den Weg nach Deutsch-
land zu bahnen.
SPIEGEL: Herr Kuhle, Sie haben im ver-
gangenen Jahr gesagt, dass Sie lieber
 Robert Habeck als Annegret Kramp-Kar-
renbauer zum Kanzler wählen würden. Ist
der Grünenchef auch gegenüber Armin
Laschet, Friedrich Merz und Norbert Rött-
gen Ihr Favorit?
Kuhle: Mittlerweile gibt es ja glücklicher-
weise mehr Optionen. Und meine Aus -
sage über Annegret Kramp-Karrenbauer
hat sich als richtige Voraussicht heraus -
gestellt. Ich würde es so sagen: alles, nur
nicht Friedrich Merz. Denn ich befürchte,
dass er lediglich eine Projektionsfläche 
für diejenigen ist, die Merkel loswerden
wollen. 
Kubicki: Mir ist relativ egal, wer Kanzler-
kandidat der Union wird. Ich traue allen
zu, Kanzler zu sein. Bis auf Röttgen, dem
traue ich gar nichts zu.
SPIEGEL: Wer macht die bessere Krisen-
politik: Laschet oder Markus Söder?
Kubicki: Im Ergebnis Laschet, in der
Wahrnehmung Söder. Der bayerische Mi-
nisterpräsident ist ein Maulheld, im Nor-
den sagen wir: Wir brauchen keine Beleh-
rungen von jemandem, der die höchsten
Infektionszahlen zu verantworten hat.
 Söder wollte ja neulich zum Wattwandern
mit dem schleswig-holsteinischen Minis-
terpräsidenten Daniel Günther kommen,
da hat die Bayerische Staatskanzlei einen
gelben Ostfriesennerz und Gummistiefel
bestellt. Die wissen nicht, dass man barfuß
ins Watt geht. Ich hab Daniel Günther ge-
raten, den Söder an einer Stelle im Watt
anzuhalten und ihm die Gegend zu erklä-
ren. Nach drei Minuten wäre der in seinen
Gummistiefeln so stark eingesunken, dass
ihn seine Sicherheitsleute aus den Stiefeln
hätten herausziehen müssen. Leider hat
Söder den Termin wegen des Debakels mit
den Corona-Tests abgesagt.
SPIEGEL: Herr Kubicki, treten Sie beim
nächsten Wahlparteitag noch mal für den
Vizeposten an?
Kubicki: So Gott will und ich lebe.
SPIEGEL:Oder würden Sie für Kuhle den
Platz freimachen?
Kubicki: Das ist eine gute Frage. Wenn er
will, muss ich drüber nachdenken. 
Kuhle: Mein Ziel ist es, erst einmal wieder
in den Deutschen Bundestag zu kommen. 
SPIEGEL:Können Sie sich vorstellen, eines
Tages FDP-Chef zu werden?
Kuhle: Wie gesagt, ich möchte erst einmal
wieder in den Deutschen Bundestag.
Kubicki: Ich kann mir vorstellen, dass
Konstantin Kuhle irgendwann FDP-Vorsit-
zender wird. Er könnte es jedenfalls. 
SPIEGEL: Herr Kubicki, Herr Kuhle, wir
danken Ihnen für dieses Gespräch. 
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Saskia Ludwig ist eine Karrierefrau.
Berufsausbildung mit Abitur, Stu -
dium, Promotion. Mit Mitte zwan-

zig wird sie Geschäftsführerin des familien -
eigenen Unternehmens. Ludwig kümmert
sich von ihrer Heimatstadt Potsdam aus
um Tief- und Rohrleitungsbau. Auch in
der CDU arbeitet sie sich nach oben.
Kreistag, Landtag, Fraktionschefin, Par-
teichefin in Brandenburg, ein rasanter
Aufstieg.

Seit einigen Jahren aber stockt die Kar-
riere, die Zeit in hohen Ämtern ist vorbei.
Denn mit ihrem politischen Ehrgeiz eckt
Ludwig, 52, an, auch in ihrer eigenen Par-
tei. Derzeit größtes Streitthema: Seit fast
zehn Monaten sitzt sie gleichzeitig im
Brandenburger Landtag und im Bundes-
tag. Daneben ist sie noch Gesellschafterin
in ihrem Potsdamer Unternehmen. Wie
schafft es Ludwig, zwei Vollzeitjobs und
ihre Firma gleichzeitig zu managen? Und
wie ernsthaft kann jemand mit dieser Be-
lastung Politik betreiben und sie gegen-
über den Wählern vertreten?

Seit Dezember vergangenen Jahres pen-
delt Ludwig zwischen den Parlamenten.
Möglich wurde dies, weil der CDU-Bun-
destagsabgeordnete Michael Stübgen nach
der Landtagswahl in Brandenburg zum In-
nenminister berufen wurde. Ludwig rück-
te für ihn in den Bundestag nach. So könne

sie den Brandenburgern in ihrem Wahl-
kreis »am besten dienen«, teilte sie mit.
Ohnehin handle es sich nur um eine Über-
gangszeit bis zur nächsten Bundestags-
wahl im Herbst 2021. 

Ihr Wahlkreis erweiterte sich durch 
das zusätzliche Bundestagsmandat von
rund 60000 auf mehr als 240000 Wahl-
berechtigte. Mit weniger Zeit muss sich
Ludwig also um deutlich mehr Menschen
kümmern.

An einem heißen Tag Ende August sitzt
Sebastian Walter in seinem Büro im Bran-
denburger Landtag und ärgert sich über sei-
ne Parlamentskollegin. »Dieses Doppel-
mandat ist ein Skandal«, sagt Walter. Er 
ist Fraktionsvorsitzender der Linken und
wie Ludwig Mitglied im Wirtschaftsaus-
schuss. Zeitlich seien zwei Mandate nicht
machbar, sagt er. »Sie hetzt von Termin zu
Termin und hakt Anwesenheitslisten ab.
Für die Probleme ihrer Wählerinnen und
Wähler im Wahlkreis hat sie dann aber kei-
ne Zeit mehr.«

Insgesamt 22 Sitzungswochen hat allein
der Bundestag pro Jahr, mehr als acht der
Landtag Brandenburg. Die Kalender sind
gespickt mit Plenar-, Fraktions- und Aus-
schusssitzungen. Mehrmals im Jahr über-
schneiden sich Termine, dann müsste Lud-
wig zeitgleich in Potsdam und Berlin an-
wesend sein. Wie macht sie das? 

Erst signalisierte die CDU-Frau, sich ge-
genüber dem ������� zu ihrem Doppel-
mandat äußern zu wollen. Nach einiger Zeit
teilte ihr Sprecher jedoch mit, dass derzeit
kein Interview möglich sei. Am Ende ant-
wortet Ludwig per E-Mail auf die Fragen. 

Bei zeitlichen Überschneidungen habe
sie sich bislang für jene Sitzungen entschie-
den, bei denen ihr Fachwissen erforderlich
gewesen sei, schreibt sie. In der Geschäfts-
ordnung des Brandenburger Landtags
steht allerdings, dass die Abgeordneten
»grundsätzlich verpflichtet« sind, an den
Plenarsitzungen teilzunehmen.

Ludwig betont in ihrer Stellungnahme,
dass sie das Doppelmandat nicht wegen
des Geldes angenommen habe. Finanziell
bietet es ihr tatsächlich kaum Vorteile, ihre
Einkünfte aus den beiden Parlamenten
werden miteinander verrechnet. 

Dennoch entstehe eine »Zweiklassen -
gesellschaft unter den Abgeordneten«,
warnt der Linkenpolitiker Walter. Deshalb
wollen die Linken solche Doppelmandate
in Brandenburg in Zukunft verbieten.  Dafür
haben sie ein Gutachten in Auftrag gegeben. 

Der Staatsrechtsprofessor Thorsten
Ingo Schmidt von der Universität Potsdam
kommt darin zu dem Schluss, dass die
»besseren Gründe gegen die Zulässigkeit
von Doppelmandaten im Bundestag und
in einem Landtag sprechen«. Unter ande-
rem, weil Länder und Bund teilweise un-
terschiedliche Interessen hätten. Ein Inte-
ressenkonflikt als Abgeordnete in beiden
Parlamenten wäre laut Schmidt in einigen
Fällen nicht ausgeschlossen. 

Bereits 2017 bezeichneten die Wissen-
schaftlichen Dienste des Bundestags Dop-
pelmandate wegen der zeitlichen Be -
lastung als »problematisch«. In Nieder-
sachsen und Thüringen sind sie verboten,
genauso wie gleichzeitige Mandate im
Europa parlament und im Bundestag.

Es gibt aber noch ein weiteres Problem
mit der Doppelabgeordneten. Mitte August
saß Saskia Ludwig in Raum 1.050 des Bran-
denburger Landtags und tippte wild auf
 ihrem Handy. Der Wirtschaftsausschuss
tagte, die erste Sitzung nach der Sommer-
pause. Verspätet platzte der stellvertre -
tende AfD-Fraktionschef Steffen Kubitzki
in den Saal. Die meisten beachteten ihn
nicht, Ludwig schaute nach oben, lächelte.
Kubitzki lächelte zurück.

Immer wieder wird Ludwigs Nähe zur
AfD zum Streitfall. Mehrmals veröffent-
lichte sie in den vergangenen Jahren ihre
Standpunkte in der rechten Wochenzei-
tung »Junge Freiheit«. Dort sagte sie 2017
in einem gemeinsamen Interview mit
 Alexander Gauland, sie hätte sich ge-
wünscht, dass er »in unserer Partei geblie-
ben wäre, um für den konservativen Kurs
weiter zu kämpfen«.

Mit ihren Kontakten zu den Neurechten
hat sich Ludwig in ihrer eigenen Partei zu-

Politik mal zwei
ParlamenteDie CDU-Abgeordnete Saskia Ludwig sichert ihren Einfluss
mit zwei Mandaten: im Bundestag und im Landtag von Brandenburg.

Seit Monaten hagelt es Kritik … auch aus der eigenen Partei.
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Christdemokratin Ludwig: »Sie hakt Anwesenheitslisten ab«






















































































































































































































































